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Antrag mit Sachverhaltsdarstellung  
an die Gleichbehandlungskommission – Senat III 

Antrag auf Feststellung einer möglichen mittelbaren Diskriminierung aufgrund der Religion 
sowie der ethnischen Zugehörigkeit nach dem Gleichbehandlungsgesetz (GlBG) und auf 
Prüfung der Vereinbarkeit der Verwendung öffentlicher Mittel für das Integrationsbarometer 
02/2025 des Österreichischen Integrationsfonds (ÖIF) mit den Bestimmungen des 
Gleichbehandlungsgesetzes zu Förderungsmaßnahmen gemäß §§ 14, 28 und 40 GlBG. 

Gleichbehandlungsgesetz (GlBG):  „Eine mittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn dem 
Anschein nach neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren Personen, die einer 
bestimmten ethnischen Gruppe angehören oder eine bestimmte Religion oder 
Weltanschauung haben, gegenüber anderen Personen in besonderer Weise benachteiligen 
können, es sei denn, die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch ein 
rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt und die Mittel sind zur Erreichung dieses Zieles 
angemessen und erforderlich.“ (vgl. §§ 19 und 33 GlBG) 

Die Antragstellerin folgt mit dem vorliegenden Antrag der ausdrücklichen Empfehlung der 
Gleichbehandlungsanwaltschaft. Diese hat in ihrer schriftlichen Stellungnahme ausdrücklich 
festgehalten, dass „die Bestimmungen des Gleichbehandlungsgesetzes (GlBG) zu 
Förderungsmaßnahmen (§§ 14, 28 und 40 GlBG) beachtlich sein könnten“ und dass eine 
abschließende Klärung durch die Gleichbehandlungskommission oder durch ordentliche 
Gerichte erfolgen könne.  

Die Antragstellerin vertritt die Auffassung, dass das als wissenschaftliche 
Meinungsforschungsstudie präsentierte Integrationsbarometer 02/2025 des Österreichischen 
Integrationsfonds (ÖIF) geeignet ist, hunderttausende Menschen in Österreich aufgrund ihrer 
religiösen Zugehörigkeit sowie ihrer ethnischen Herkunft pauschal zu stigmatisieren, 
herabzusetzen und mittelbar zu diskriminieren.  

Betroffen sind insbesondere Menschen muslimischen Glaubens sowie Menschen mit 
Migrationshintergrund.  

Religion ist ein durch Art. 9 EMRK und Art. 10 der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union (GRC) geschütztes Grundrecht und keine migrationsrechtliche Statuskategorie wie 
„Flüchtlinge“ oder „Zuwanderer“.  

Nach Auffassung der Antragstellerin TKG darf eine Religionsgemeinschaft daher nicht auf 
derselben Bewertungsskala wie aufenthaltsrechtliche oder migrationsbezogene 
Statuskategorien erhoben und dargestellt werden. 
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eingebracht bei:  Gleichbehandlungskommission – Senat III 
c/o Bundesministerium für Frauen, Wissenschaft und Forschung 
Minoritenplatz 5 1010 Wien 

eingebracht durch:  Türkische Kulturgemeinde in Österreich (TKG – Think Tank) 
1060 Wien, Postfach: 0042 ,  E-Mail: office@turkischegemeinde.at 
Web: www.turkischegemeinde.at 

gegen:   Österreichischer Integrationsfonds (ÖIF) 
Fonds zur Integration von Flüchtlingen und Migrantinnen und Migranten 
Schlachthausgasse 30 , 1030 Wien 
 
betreffend:  Integrationsbarometer 02/2025 des Österreichischen Integrationsfonds, 
erstellt von Dr. Peter Hajek Public Opinion Strategies GmbH 

Wien, am 18.Mai 2026 

Türkische Kulturgemeinde in Österreich (TKG Think Tank)  
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Executive Summary 
Antrag an die Gleichbehandlungskommission – Senat III 

Türkische Kulturgemeinde in Österreich (TKG – Think Tank) 
Wien, am 18. Mai 2026 

Eine staatlich finanzierte Meinungsforschungsstudie stellt hunderttausende Menschen in 
Österreich — darunter auch zahlreiche österreichische Staatsbürgerinnen und Staatsbürger, 
vielfach seit Generationen in Österreich verwurzelt — auf dieselbe Bewertungsskala wie 
Asylsuchende und Flüchtlinge. Nicht wegen ihrer Herkunft. Nicht wegen ihres 
Aufenthaltsstatus. Sondern wegen ihrer Religion. Das ist der Kern des vorliegenden Antrags. 

Die vorliegende Eingabe richtet sich gegen den Österreichischen Integrationsfonds (ÖIF) im 
Zusammenhang mit dem Integrationsbarometer 02/2025 und folgt der ausdrücklichen 
Empfehlung der Gleichbehandlungsanwaltschaft. Diese hat in ihrer schriftlichen 
Stellungnahme unmissverständlich festgehalten, dass „die Bestimmungen des 
Gleichbehandlungsgesetzes (GlBG) zu Förderungsmaßnahmen (§§ 14, 28 und 40 GlBG) 
beachtlich sein könnten“ und dass eine abschließende Klärung durch die 
Gleichbehandlungskommission oder durch ordentliche Gerichte erfolgen könne. Die 
Antragstellerin folgt dieser Empfehlung und legt den Sachverhalt der 
Gleichbehandlungskommission zur förmlichen Prüfung vor. 

Gegenstand des vorliegenden Antrags ist die Prüfung, ob das mit öffentlichen Mitteln 
finanzierte Integrationsbarometer 02/2025 geeignet ist, Personen muslimischen Glaubens 
sowie Menschen mit Migrationshintergrund aufgrund ihrer Religion und ihrer ethnischen 
Zugehörigkeit mittelbar zu diskriminieren, und ob die Finanzierung, Veröffentlichung und 
staatliche Verwendung dieser Studie mit den Bestimmungen des Gleichbehandlungsgesetzes 
zu Förderungsmaßnahmen (§§ 14, 28 und 40 GlBG) vereinbar waren. 

Der Österreichische Integrationsfonds ist keine private Einrichtung. Er ist eine 
Rechtskörperschaft öffentlichen Rechts, gemäß § 25 Abs. 2 Integrationsgesetz gegenüber der 
zuständigen Bundesministerin weisungsgebunden, überwiegend aus Steuergeldern finanziert 
und der Kontrolle des Rechnungshofes unterworfen. Das Integrationsbarometer 02/2025 ist 
damit keine bloße Meinungsäußerung — es ist eine staatlich verantwortete, politisch 
verwertete und mit öffentlichen Mitteln bezahlte Meinungsforschungsstudie, deren Erstellung 
und öffentliche Wirkung dem staatlichen Verantwortungsbereich zuzurechnen sind. Was 
damit geschieht, ist eine öffentliche Angelegenheit. 

Das Gleichbehandlungsgesetz definiert mittelbare Diskriminierung als dem Anschein nach 
neutralen Bestimmungen, Kriterien oder Verfahren, die Personen aufgrund gesetzlich 
geschützter Merkmale — insbesondere aufgrund ihrer Religion oder ihrer ethnischen 
Zugehörigkeit — in besonderer Weise benachteiligen können (vgl. §§ 19 und 33 GlBG). 
Entscheidend ist nicht allein die formale Neutralität einer Maßnahme, sondern ihre objektive 
Wirkung in der gesellschaftlichen Realität. Entscheidend ist nicht die Absicht. Entscheidend 
ist die Wirkung. 

Was diese Studie methodisch tut, ist rechtlich bedeutsam: „Muslime“ — Angehörige einer 
durch Art. 9 EMRK und Art. 10 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union 
geschützten Religionsgemeinschaft — werden auf exakt derselben Bewertungsskala erfasst 
wie „Flüchtlinge“, „Zuwanderer“ und „ukrainische Kriegsvertriebene“. Religion wird damit 
funktional wie eine migrations- und aufenthaltsrechtliche Statuskategorie behandelt. Religion 
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ist kein Aufenthaltsstatus. Religion ist ein Grundrecht. Diese Gleichsetzung ist nicht neutral. 
Sie ist geeignet, eine Religionsgemeinschaft strukturell als gesellschaftliches Problemfeld 
erscheinen zu lassen und pauschalisierende sowie stigmatisierende Wahrnehmungen 
gegenüber hunderttausenden Menschen in Österreich zu verstärken. 

Noch schwerwiegender ist die gesellschaftliche Realität hinter dieser Kategorisierung. In 
Österreich wird „Muslime“ im öffentlichen Bewusstsein faktisch häufig mit bestimmten 
ethnischen Gruppen — insbesondere Menschen türkischer, arabischer, bosnischer, 
tschetschenischer, kurdischer und anderer Herkunft — assoziiert. Die Verwendung religiöser 
Zugehörigkeit als Bewertungskategorie in einer staatlich finanzierten Studie entfaltet daher 
zugleich eine Wirkung im Hinblick auf die ethnische Zugehörigkeit. In der internationalen 
Fachliteratur sowie in menschenrechtlichen Standards wird dieses Phänomen als 
„Kulturalismus“, „Racialisation“ oder „kulturell begründete Formen des Rassismus“ 
beschrieben. Die Europäische Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI) des 
Europarates erkennt ausdrücklich an, dass religiöse Gemeinschaften durch die Zuschreibung 
vermeintlich homogener und unveränderlicher Eigenschaften faktisch in einer Weise 
kategorisiert werden können, die diskriminierungsähnliche Wirkungen entfaltet. Der 
vorliegende Antrag ist daher sowohl im Lichte des Diskriminierungsschutzes aufgrund der 
Religion als auch aufgrund der ethnischen Zugehörigkeit zu prüfen. 

Die Veröffentlichung und politische Verwertung der Studie — unter ausdrücklicher Berufung 
auf ESOMAR-Standards sowie auf die Mitgliedschaft des Studienleiters in einschlägigen 
Berufsverbänden — vermittelt gegenüber Öffentlichkeit, Medien und politischen 
Entscheidungsträgern den Eindruck besonderer wissenschaftlicher Seriosität und 
methodischer Unbedenklichkeit. Und die Wirkung dieser Studie ist dokumentiert: politische 
Verwertung auf höchster Ebene unmittelbar nach der Veröffentlichung im Bundeskanzleramt, 
parteipolitische Zuspitzung auf Social Media, mit zahlreichen pauschalisierenden, 
herabsetzenden und teils hasserfüllten Reaktionen — ohne dass der ÖIF auch nur einmal 
öffentlich Stellung genommen hätte. 

Hinzu kommt: Am 23. April 2026 wurde die ursprüngliche Fassung der Studie 
stillschweigend von der ÖIF-Website entfernt. Am 26. April 2026 erschien eine veränderte 
Version mit 48 statt 40 Seiten — ohne Revisionsvermerk, ohne Erläuterung, ohne öffentliche 
Mitteilung, mitten in einem laufenden Gerichtsverfahren. Der vollständige Fragebogen, 
dessen Fehlen zuvor selbst von berufsständischen Einrichtungen als zentrales 
Transparenzdefizit bezeichnet worden war, wurde erst in dieser nachträglich veränderten 
Fassung veröffentlicht. Auf welcher Grundlage wurde die Studie zuvor politisch verwertet, 
medial verbreitet und berufsständisch entlastet? 

Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang, dass der Österreichische Integrationsfonds im 
März 2026 — anstatt auf die inhaltliche Kritik einzugehen — beim Handelsgericht Wien 
Klage gegen die Antragstellerin eingebracht hat (GZ 41 Cg 22/26g; Streitwert EUR 67.000), 
obwohl der von der Antragstellerin beanstandete Sachverhalt bereits am 30. Jänner 2026 
vollständig bereinigt worden war. Gemäß § 11 der eigenen Satzung des ÖIF wäre im 
Regelfall die Finanzprokuratur zur gerichtlichen Vertretung heranzuziehen; stattdessen wurde 
eine externe Rechtsanwaltskanzlei beauftragt, deren Kosten aus öffentlichen Mitteln zu tragen 
sind. Dieses Vorgehen ist im Lichte der Richtlinie (EU) 2024/1069 über den Schutz von 
Personen, die sich öffentlich beteiligen, vor missbräuchlichen Gerichtsverfahren (Anti-
SLAPP-Richtlinie) rechtlich relevant. 
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§§ 14, 28 und 40 Gleichbehandlungsgesetz sind eindeutig: Bundesförderungen dürfen nur an 
Personen und Einrichtungen vergeben werden, die die Bestimmungen des 
Gleichbehandlungsgesetzes beachten. Öffentliche Mittel dürfen nicht dazu verwendet werden, 
Maßnahmen zu finanzieren, die geschützte Gruppen benachteiligen oder gesellschaftlich 
stigmatisieren. Diese Frage ist nicht akademisch. Sie ist die Kernfrage dieses Antrags. 

Nach Auffassung der Antragstellerin sind die gesellschaftlichen Auswirkungen dieser Studie 
nicht abstrakt. Sie sind konkret: im Arbeitsleben, im Wirtschaftsleben, im Bildungsbereich, 
im Kontakt mit Behörden sowie in Medien und öffentlicher Kommunikation. Eine staatlich 
finanzierte Studie, die religiöse Zugehörigkeit mit Problemkategorien gleichsetzt und 
anschließend auf höchster politischer Ebene zugespitzt kommuniziert wird, ist geeignet, 
bestehende Vorurteile zu verfestigen und Diskriminierungen im Alltag zu begünstigen. 

Die Türkische Kulturgemeinde in Österreich ersucht die Gleichbehandlungskommission – 
Senat III daher um eine förmliche Prüfung und Feststellung: erstens, ob das 
Integrationsbarometer 02/2025 eine mittelbare Diskriminierung aufgrund der Religion sowie 
der ethnischen Zugehörigkeit bewirkt; zweitens, ob die Verwendung öffentlicher Mittel für 
diese Studie mit §§ 14, 28 und 40 GlBG vereinbar war; drittens, ob der Österreichische 
Integrationsfonds als öffentlich-rechtliche und weisungsgebundene Institution bei der 
Finanzierung, Veröffentlichung und politischen Verwendung der Studie die Verpflichtungen 
des Gleichbehandlungsgesetzes eingehalten hat; und viertens, welche Empfehlungen zu 
treffen sind, um sicherzustellen, dass künftig keine staatlich finanzierten Studien 
veröffentlicht werden, die geeignet sind, gesetzlich geschützte Gruppen pauschal zu 
stigmatisieren oder mittelbar zu diskriminieren. 

Diese Fragen gehen über den Einzelfall hinaus. Sie betreffen die Grundsatzfrage, ob in einem 
demokratischen Rechtsstaat eine staatlich finanzierte Institution eine Religionsgemeinschaft 
zum Gegenstand pauschaler Mehrheitsbewertungen machen darf — gleichgestellt mit 
Asylsuchenden und Flüchtlingen, ohne sachliche Rechtfertigung, ohne Schutzmaßnahmen, 
ohne Konsequenzen. Und ob das Gleichbehandlungsrecht der Republik Österreich in 
vergleichbaren Fällen wirksamen Schutz gewährleistet. 

Türkische Kulturgemeinde in Österreich (TKG – Think Tank) 
Wien, am 19. Mai 2026 
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I. Antragstellerin 

Türkische Kulturgemeinde in Österreich (TKG – Think Tank) 
Postadresse: 1060 Wien, Postfach: 0042 
E-Mail: office@turkischegemeinde.at 
Web: www.turkischegemeinde.at 

Die Türkische Kulturgemeinde in Österreich (TKG) ist eine unabhängige 
zivilgesellschaftliche Organisation. Sie tritt für Rechtsstaatlichkeit, Gleichbehandlung, 
demokratische Teilhabe, säkulare Grundordnung und ein friedliches Zusammenleben aller 
Menschen in Österreich ein. 

Die TKG bekennt sich zur österreichischen Bundesverfassung, zur Europäischen 
Menschenrechtskonvention, zur Charta der Grundrechte der Europäischen Union sowie zu 
den universellen Menschenrechten. 

Die TKG lehnt jede Form von Extremismus, religiösem Fanatismus, Rassismus, 
Antisemitismus, Islamfeindlichkeit und politischer Instrumentalisierung von Religion 
entschieden ab. Gerade deshalb wendet sie sich gegen staatlich finanzierte Studien, die 
geeignet sind, Menschen aufgrund ihrer Religion pauschal zu stigmatisieren oder als 
gesellschaftliches Problemfeld darzustellen. 

Die Antragstellerin bringt den vorliegenden Antrag als zivilgesellschaftliche 
Interessenvertretung ein, weil das Integrationsbarometer 02/2025 nach ihrer Auffassung 
geeignet ist, Personen muslimischen Glaubens sowie Menschen mit Migrationshintergrund 
pauschal zu stigmatisieren, herabzusetzen und mittelbar zu diskriminieren. 

II. Antragsgegnerin 

Österreichischer Integrationsfonds (ÖIF) 
Fonds zur Integration von Flüchtlingen und Migrant/innen 
Schlachthausgasse 30 
1030 Wien 

Der Österreichische Integrationsfonds ist gemäß § 1 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 seiner 
Satzung als Fonds öffentlichen Rechts organisiert. Er wird überwiegend aus öffentlichen 
Mitteln finanziert und ist gemäß § 25 Abs. 2 Integrationsgesetz gegenüber der jeweils für 
Integration zuständigen Bundesministerin weisungsgebunden. 

Aufgrund dieser öffentlich-rechtlichen Einbindung, der Weisungsgebundenheit und der 
öffentlichen Finanzierung ist das Verhalten des ÖIF nach Auffassung der Antragstellerin 
staatlich zurechenbar. 

Der vorliegende Antrag betrifft daher kein rein privatrechtliches Handeln, sondern die 
Finanzierung, Veröffentlichung, Präsentation und politische Verwertung einer mit 
öffentlichen Mitteln getragenen Meinungsforschungsstudie. 
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III. Gegenstand des Antrags und Sachverhalt 
 
Die Antragstellerin beantragt die Prüfung und Feststellung, 

a) ob das Integrationsbarometer 02/2025 des Österreichischen Integrationsfonds (ÖIF) 
geeignet ist, Personen muslimischen Glaubens sowie Menschen mit Migrationshintergrund 
aufgrund ihrer Religion und ihrer ethnischen Zugehörigkeit mittelbar zu diskriminieren, 

b) ob die methodische Konstruktion der Studie, insbesondere die Erhebung und Darstellung 
der Kategorie „Muslime“ auf derselben Bewertungsskala wie die migrations- und 
aufenthaltsrechtlichen Kategorien „Flüchtlinge“ und „Zuwanderer“, geeignet ist, eine 
mittelbare Diskriminierung nach dem Gleichbehandlungsgesetz (vgl. §§ 19 und 33 GlBG) zu 
bewirken, 

c) ob die Finanzierung, Veröffentlichung und politische Verwertung des 
Integrationsbarometers 02/2025 mit den Bestimmungen des Gleichbehandlungsgesetzes zu 
Förderungsmaßnahmen gemäß §§ 14, 28 und 40 GlBG vereinbar war, 

d) ob der Österreichische Integrationsfonds als öffentlich-rechtliche und gegenüber der 
zuständigen Bundesministerin weisungsgebundene Institution bei der Beauftragung, 
Finanzierung, Veröffentlichung, Präsentation und Verbreitung der Studie die Anforderungen 
des Gleichbehandlungsgesetzes eingehalten hat, 

e) ob die Entfernung der ursprünglichen Studienfassung am 23.04.2026 und die 
Veröffentlichung einer geänderten Fassung am 26.04.2026 ohne Kennzeichnung als 
überarbeitete Version und ohne öffentliche Erläuterung der vorgenommenen Änderungen mit 
den Anforderungen an Transparenz, wissenschaftliche Sorgfalt und Nichtdiskriminierung 
vereinbar sind, 

f) ob die staatliche Präsentation und politische Verwertung der Ergebnisse des 
Integrationsbarometers 02/2025 geeignet waren, eine allfällige stigmatisierende Wirkung der 
Studie gegenüber gesetzlich geschützten Gruppen zusätzlich zu verstärken, 

g) und ob aus den festgestellten Umständen Empfehlungen für künftige staatlich finanzierte 
Forschung zu religiösen und ethnischen Gruppen in Österreich abzuleiten sind. 

Der Österreichische Integrationsfonds veröffentlichte im Dezember 2025 das 
Integrationsbarometer 02/2025. Es handelt sich um eine mit öffentlichen Mitteln finanzierte 
Meinungsforschungsstudie, die von der Peter Hajek Public Opinion Strategies GmbH im 
Auftrag des ÖIF erstellt wurde. 
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Die Studie erklärt auf Seite 11 ausdrücklich: 

„Peter Hajek Public Opinion Strategies übt seine Tätigkeit gemäß den ESOMAR-Richtlinien 
aus und ist Mitglied des VMÖ und des VdMI.“ 
 

 

Diese Selbstbeschreibung ist rechtlich und sachlich von besonderer Bedeutung, weil dadurch 
gegenüber Öffentlichkeit, Medien und politischen Entscheidungsträgern der Eindruck 
besonderer methodischer Seriosität, ethischer Kontrolle und wissenschaftlicher 
Verlässlichkeit erzeugt wird. 

Nach Auffassung der Antragstellerin weist die Studie keine bloß vereinzelten 
problematischen Aspekte auf, sondern eine konsistente methodische Konstruktion, die 
geeignet ist, eine gesetzlich geschützte Religionsgemeinschaft strukturell als 
gesellschaftliches Problemfeld darzustellen. 

Es handelt sich nach Auffassung der Antragstellerin nicht um eine neutrale Erhebung 
gesellschaftlicher Einstellungen, sondern um eine systematische Fremdzuschreibung: 
Ausschließlich österreichische Staatsbürgerinnen und Staatsbürger wurden befragt, während 
eine klar bestimmbare und in Österreich anerkannte Religionsgemeinschaft zum Objekt einer 
externen Mehrheitsbewertung gemacht wurde, ohne selbst als Subjekt der Erhebung 
aufzutreten. 

Die Antragstellerin kommt daher zu dem Ergebnis, dass die vorliegende Befragung keine bloß 
isolierten methodischen Unschärfen aufweist, sondern eine konsistente Gesamtstruktur 
erkennen lässt. Diese ist geeignet, Wahrnehmungen, Stigmatisierungen und daraus 
resultierende Diskriminierungen in Österreich unter dem Deckmantel wissenschaftlicher 
Meinungsforschung und unter Einsatz öffentlicher Mittel zu begünstigen. 

Die Türkische Kulturgemeinde in Österreich (TKG) hat seit dem 18.12.2025 als erste 
Nichtregierungsorganisation wiederholt fundierte methodische, verfassungsrechtliche und 
forschungsethische Kritik an dieser Studie vorgebracht und hierzu bis zum 29.04.2026 
insgesamt 13 APA-OTS-Aussendungen veröffentlicht. 
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Am 07.01.2026 wurden Beschwerden beim Verband der Markt- und 
Meinungsforschungsinstitute Österreichs (VdMI) sowie beim Verband der Marktforschung 
Österreichs (VMÖ) eingebracht. 

Die Stellungnahme des VdMI vom 08.04.2026 entlastete den Studienleiter zu einem 
Zeitpunkt, als der vollständige Fragebogen noch nicht öffentlich zugänglich war. Nach 
Auffassung der Antragstellerin beruhte diese Beurteilung daher auf einer unvollständigen 
tatsächlichen Grundlage. 

In weiterer Folge brachte die Antragstellerin eine formelle Beschwerde beim ESOMAR 
Professional Standards Committee in Amsterdam ein. 

Statt sich mit den inhaltlichen Einwänden auseinanderzusetzen, brachte der Österreichische 
Integrationsfonds im Zusammenhang mit der öffentlichen Kritik der Antragstellerin beim 
Handelsgericht Wien eine Zivilklage gegen die Antragstellerin ein (Handelsgericht Wien, GZ 
41 Cg 22/26g; Streitwert EUR 67.000). 

Die Antragstellerin weist darauf hin, dass gemäß § 11 der Satzung des ÖIF im Regelfall die 
Finanzprokuratur zur gerichtlichen Vertretung vorgesehen ist. Im vorliegenden Verfahren 
wurde hiervon abweichend eine externe Rechtsanwaltskanzlei beauftragt, deren Kosten aus 
öffentlichen Mitteln zu tragen sind. 

Die Antragstellerin weist ferner darauf hin, dass der ÖIF in anderen Verfahren, in denen er 
eigene Ansprüche verfolgt, nach öffentlich zugänglichen Berichten durch die 
Finanzprokuratur vertreten wird. Diese unterschiedliche Vertretungspraxis wirft die sachlich 
naheliegende Frage auf, weshalb im vorliegenden Verfahren gegen eine gemeinnützige 
zivilgesellschaftliche Organisation vom satzungsmäßigen Regelfall abgewichen wurde. 

Darüber hinaus sieht § 56 Abs. 2 JN für nicht bewertete Unterlassungsansprüche 
grundsätzlich einen Richtwert von EUR 5.000 vor. Der im vorliegenden Verfahren gewählte 
Streitwert von EUR 67.000 übersteigt diesen Betrag um ein Vielfaches. 

Unabhängig von der rechtlichen Zulässigkeit dieses Vorgehens ist es nach Auffassung der 
Antragstellerin objektiv geeignet, auf zivilgesellschaftliche Akteure eine einschüchternde 
Wirkung zu entfalten und die Wahrnehmung legitimer Kontroll- und Kritikfunktionen mit 
erheblichem zeitlichem, organisatorischem und finanziellem Aufwand zu belasten. 

Die Antragstellerin weist darauf hin, dass dieser Umstand im Lichte der Richtlinie (EU) 
2024/1069 über den Schutz von Personen, die sich öffentlich beteiligen, vor offensichtlich 
unbegründeten oder missbräuchlichen Gerichtsverfahren (Anti-SLAPP-Richtlinie) von 
rechtlicher Relevanz sein kann. 

In ihrer Gesamtschau weist die vorliegende Befragung nach Auffassung der Antragstellerin 
keine isolierten methodischen Unschärfen auf, sondern eine konsistente Gesamtstruktur, die 
geeignet ist, Wahrnehmungen zu steuern, bestimmte Gruppen selektiv zu problematisieren 
und politische Schlussfolgerungen vorzuprägen. 
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Diese Selbstbeschreibung ist rechtlich und sachlich von besonderer Bedeutung, weil dadurch 
gegenüber Öffentlichkeit, Medien und politischen Entscheidungsträgern der Eindruck 
besonderer methodischer Seriosität, ethischer Kontrolle und wissenschaftlicher 
Verlässlichkeit erzeugt wird. 

Nach Auffassung der Antragstellerin weist die Studie keine bloß vereinzelten 
problematischen Aspekte auf, sondern eine konsistente methodische Konstruktion, die 
geeignet ist, eine gesetzlich geschützte Religionsgemeinschaft strukturell als 
gesellschaftliches Problemfeld darzustellen. 

Es handelt sich nach Auffassung der Antragstellerin nicht um eine neutrale Erhebung 
gesellschaftlicher Einstellungen, sondern um eine systematische Fremdzuschreibung: 
Ausschließlich österreichische Staatsbürgerinnen und Staatsbürger wurden befragt, während 
eine klar bestimmbare und in Österreich anerkannte Religionsgemeinschaft zum Objekt einer 
externen Mehrheitsbewertung gemacht wurde, ohne selbst als Subjekt der Erhebung 
aufzutreten. 

Die Antragstellerin kommt daher zu dem Ergebnis, dass die vorliegende Befragung keine bloß 
isolierten methodischen Unschärfen aufweist, sondern eine konsistente Gesamtstruktur 
erkennen lässt. Diese ist geeignet, Wahrnehmungen, Stigmatisierungen und daraus 
resultierende Diskriminierungen in Österreich unter dem Deckmantel wissenschaftlicher 
Meinungsforschung und unter Einsatz öffentlicher Mittel zu begünstigen. 

IV.1 Präambel – TKG: Wer wir sind und warum wir diesen Antrag einbringen 

Die Türkische Kulturgemeinde in Österreich (TKG – Think Tank) wurde im Jahr 2004 
gegründet und ist seitdem als unabhängige zivilgesellschaftliche Organisation tätig. Ihre 
Proponentinnen und Proponenten engagieren sich seit mehr als 35 Jahren für Aufklärung, 
Rechtsstaatlichkeit, demokratische Teilhabe und das Gemeinwohl der Republik Österreich. 
Die TKG bekennt sich uneingeschränkt zur österreichischen Bundesverfassung, zur 
Europäischen Menschenrechtskonvention und zur Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union 

Die TKG wendet sich gegen jede Form der politischen Instrumentalisierung von Religion — 
unabhängig davon, von welcher Konfession, politischen Richtung oder institutionellen Seite 
sie ausgeht. Das bedeutet jedoch ebenso, dass Menschen nicht wegen ihrer Religion 
stigmatisiert, herabgesetzt oder pauschal als gesellschaftliches Problem dargestellt werden 
dürfen — insbesondere nicht durch staatlich finanzierte Institutionen oder durch politische 
Kommunikation unter Verwendung öffentlicher Forschungsergebnisse. Bürgerinnen und 
Bürger mit türkischen Wurzeln haben sich dauerhaft in Österreich niedergelassen. Österreich 
ist ihre Heimat — und die Heimat ihrer Kinder und nachfolgenden Generationen, die hier 
geboren sind und aufwachsen. Sie wollen in Österreich mit allen Bevölkerungsteilen 
gleichberechtigt, in Würde, Sicherheit, Frieden und Solidarität leben. 

Die TKG bekennt sich vollständig zur österreichischen Verfassung und ihren Gesetzen. Sie 
wird dem Rechtsstaat loyal bleiben — und erwartet im Gegenzug, von staatlichen und 
staatsnahen Einrichtungen objektiv, korrekt und gleichbehandlungsrechtlich einwandfrei 
behandelt zu werden. Die TKG ist den pluralistischen, freiheitlichen, demokratischen und 
rechtsstaatlichen Prinzipien verpflichtet. Pluralität der Meinungen, Gleichberechtigung aller 
Mitglieder und demokratische Regeln sind oberstes Prinzip. Die UN-Menschenrechtscharta 
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ist Bestandteil der Satzung. Rassistisch oder fundamentalistisch orientierte Personen sowie 
solche, die Gewalt als politisches Mittel bejahen, dürfen nicht Mitglied werden. 

 Die TKG sieht sich durch den Österreichischen Integrationsfonds im Zusammenhang mit der 
Veröffentlichung des Integrationsbarometers 02/2025 als zivilgesellschaftliche Organisation 
in ihrer Funktion als Interessenvertretung beeinträchtigt. Nach Auffassung der TKG entfaltet 
diese Studie gesellschaftliche Wirkungen, die sich insbesondere in der Arbeitswelt, im 
Bildungsbereich, im Kontakt mit Behörden sowie im alltäglichen sozialen Umfeld in Form 
von Vorurteilen und Benachteiligungen gegenüber der betroffenen Religionsgemeinschaft 
manifestieren können.  

Die TKG wendet sich deshalb nun an die Gleichbehandlungskommission — nach vorheriger 
Befassung der Gleichbehandlungsanwaltschaft und aufgrund deren ausdrücklichen Hinweises 
auf die Möglichkeit einer abschließenden Klärung durch die Gleichbehandlungskommission 
oder durch ordentliche Gerichte. 

IV.2 Der Österreichische Integrationsfonds als Fonds öffentlichen Rechts und 
weisungsgebundene Institution 

Der Österreichische Integrationsfonds ist ein staatlich eingerichteter Fonds der Republik 
Österreich. Er handelt im öffentlichen Kontext, wird überwiegend aus öffentlichen Mitteln 
finanziert und ist gemäß § 25 Abs. 2 Integrationsgesetz gegenüber der jeweils für Integration 
zuständigen Bundesministerin weisungsgebunden. 

Der ÖIF ist daher keine unabhängige private Forschungseinrichtung. Er ist eine öffentlich-
rechtliche Institution, deren Tätigkeit nach Auffassung der Antragstellerin dem staatlichen 
Verantwortungsbereich zuzurechnen ist. 

Gerade weil der ÖIF mit öffentlichen Mitteln arbeitet und in einem sensiblen 
gesellschaftspolitischen Bereich tätig ist, trifft ihn eine erhöhte Sorgfaltspflicht gegenüber 
verfassungsrechtlich geschützten Minderheiten, insbesondere gegenüber 
Religionsgemeinschaften. 

Gemäß § 4 Abs. 1 Z 3 seiner Satzung ist der ÖIF zur Erstellung von Publikationen 
verpflichtet, die dem Bereich der Wissenschaft und der Bildung zuzurechnen sind. Das 
Integrationsbarometer 02/2025 wird daher nicht bloß als politische Meinungsäußerung, 
sondern als wissenschaftlich gerahmte Publikation präsentiert. 

Daraus ergeben sich erhöhte Anforderungen an wissenschaftliche Integrität, Transparenz, 
methodische Neutralität, Nichtdiskriminierung und staatliche Verantwortung. 

IV.3 Das Integrationsbarometer 02/2025 als öffentlich finanzierte 
Meinungsforschungsstudie 

Das Integrationsbarometer 02/2025 wurde im Auftrag des Österreichischen Integrationsfonds 
erstellt und im Dezember 2025 veröffentlicht. 

Die Studie wurde von Dr. Peter Hajek Public Opinion Strategies GmbH durchgeführt. Sie 
wurde vom ÖIF veröffentlicht und im politischen sowie medialen Raum als wissenschaftlich 
fundierte Meinungsforschungsstudie kommuniziert. 
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Auf Seite 11 der Studie heißt es ausdrücklich: 

„Peter Hajek Public Opinion Strategies übt seine Tätigkeit gemäß den ESOMAR-Richtlinien 
aus und ist Mitglied des VMÖ und des VdMI. Die Mitgliedsinstitute haben gemeinsame 
Richtlinien erstellt, die als inhaltliche Basis für die Arbeit der Institute dienen. Diese 
Richtlinien gelten für die Institute des VdMI, die sich diesen Richtlinien freiwillig 
unterworfen haben. Der VMÖ empfiehlt die Einhaltung dieser Richtlinien auch allen anderen 
Markt- und Meinungsforschungsinstituten.“ 

Diese ausdrückliche Bezugnahme auf ESOMAR, VMÖ und VdMI dient gegenüber 
Öffentlichkeit, Medien, Verwaltung und Politik als Vertrauenssignal. Sie erweckt den 
Eindruck, dass die Studie methodisch kontrolliert, wissenschaftlich neutral und berufsethisch 
abgesichert sei. Nach Auffassung der Antragstellerin steht dieser Eindruck in einem 
erheblichen Spannungsverhältnis zur tatsächlichen methodischen Konstruktion der Studie, 
insbesondere zur Gleichsetzung religiöser Zugehörigkeit mit migrations- und 
aufenthaltsrechtlichen Kategorien. 

IV.4 Veröffentlichung, Präsentation und politische Verwertung der Studie 

Das Integrationsbarometer 02/2025 wurde nicht lediglich als Fachpublikation veröffentlicht, 
sondern im politischen Raum prominent präsentiert und verwertet. 

Die für den ÖIF politisch verantwortliche Bundesministerin Claudia Bauer, vormals Claudia 
Plakolm, präsentierte das Integrationsbarometer 02/2025 am 18. Dezember 2025 gemeinsam 
mit Dr. Peter Hajek im Bundeskanzleramt. 

 

Noch am selben Tag verbreitete die Volkspartei auf ihrem offiziellen Instagram-Kanal die 
Aussage: 

„WUSSTEST DU, DASS ZWEI DRITTEL DAS ZUSAMMENLEBEN MIT 
MUSLIMEN ALS SCHWIERIG EMPFINDEN?“ 
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Diese politische Kommunikation reduzierte komplexe Studieninhalte auf eine zugespitzte 
Botschaft und stellte einen unmittelbaren Zusammenhang zwischen einer religiösen Gruppe 
und gesellschaftlichen Problemen her. 

Die Antragstellerin erhebt damit keinen strafrechtlichen Vorwurf. Sie dokumentiert jedoch die 
diskriminierungsrechtlich relevante Wirkungskette zwischen Studienanlage, staatlicher 
Präsentation, parteipolitischer Verwertung und gesellschaftlicher Reaktion. 

Nach Auffassung der Antragstellerin begründet diese Konstellation den objektiven Anschein 
einer politischen Instrumentalisierung staatlich finanzierter Forschung. Sie steht in einem 
erheblichen Spannungsverhältnis zur staatlichen Neutralität gegenüber 
Religionsgemeinschaften. 

Bedeutung: 
Der Beitrag reduziert komplexe Studieninhalte auf eine zugespitzte Botschaft und stellt einen 
direkten Zusammenhang zwischen einer religiösen Gruppe und gesellschaftlichen Problemen 
her. Die Veröffentlichung des Beitrags erfolgte unmittelbar nach der Präsentation der Studie 
im Bundeskanzleramt der Republik Österreich. Die Bildsprache entspricht einer klaren Partei-
Kampagnenlogik und verstärkt die zugespitzte Darstellung der Studienergebnisse. 

Rechtliche Relevanz: 
Dieser Vorgang dokumentiert die unmittelbare politische Verwertung einer staatlich 
finanzierten Studie und begründet den objektiven Zusammenhang zwischen Studienanlage, 
staatlicher Präsentation und gesellschaftlicher Wirkung. Die dokumentierten hunderte 
Reaktionen zeigen, dass die gewählte Kommunikationsform geeignet war, diskriminierende 
und gesellschaftlich spaltende Reaktionen hervorzurufen. 
 
 
 

 
 
Die verwendete Bildsprache und Kampagnenstruktur -Schwarz-Rot-Weiß Farben-verweist 
auf eine strategische Einbettung der Studienergebnisse in eine breitere politische 
Kommunikationslinie. “Die visuelle und sprachliche Zuspitzung der Studienergebnisse in 
parteipolitischen Kanälen verstärkt nachweislich die stigmatisierende Wirkung gegenüber 
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einer religiösen Gruppe und ist daher in Kontext staatlich finanzierter Forschung rechtlich 
besonders relevant 
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IV.5 Entfernung der ursprünglichen Fassung am 23.04.2026 und Veröffentlichung einer 
geänderten Fassung am 26.04.2026 ohne Kennzeichnung.  

Die TKG dokumentiert: Das mit öffentlichen Mitteln finanzierte Integrationsbarometer 
02/2025 des Österreichischen Integrationsfonds (ÖIF) wurde am 23.04.2026 stillschweigend 
von der Website des ÖIF entfernt. Der ursprüngliche Link führt bis heute zu einer Error-404-
Meldung: 
https://www.integrationsfonds.at/fileadmin/content/AT/Produkte/%C3%96IF_Integrationsbar
ometer_2025-02.pdf 

Am 26.04.2026 erschien unter einer neuen Internetadresse eine veränderte Fassung. Diese 
wurde von 40 auf 48 Seiten erweitert und enthält einen nachträglich eingefügten vollständigen 
Fragebogen sowie veränderte Prozentwerte, Grafiken und Textpassagen – ohne jede 
Kennzeichnung als Revision, Aktualisierung oder korrigierte Fassung: 
https://www.integrationsfonds.at/fileadmin/content/AT/monitor/Integrationsfonds_Integration
sbarometer_2025-02.pdf 

Dies geschah ohne Ankündigung, ohne Versionsvermerk und ohne Änderungsübersicht – eine 
intransparent durchgeführte nachträgliche Änderung einer öffentlich zitierten, staatlich 
finanzierten und als wissenschaftlich präsentierten Studie. 

Warum entfernte der ÖIF das Integrationsbarometer 02/2025 am 23.04.2026, ersetzte es am 
26.04.2026 stillschweigend durch eine in wesentlichen Punkten geänderte Fassung, 
beantwortete bis heute keine einzige inhaltliche Frage und Kritik der TKG – und weist 
dennoch sämtliche Einwendungen pauschal zurück? 

Die TKG hat bereits vor Monaten einen umfassenden Forderungskatalog zum 
Integrationsbarometer 02/2025 veröffentlicht: 
https://www.turkischegemeinde.at/wp-content/uploads/Forderungskatalog-der-TKG-
Integratiosnbaromter2025.pdf 
 

Dieser Vorgang ist für die Gleichbehandlungskommission deshalb relevant, weil genau jener 
vollständige Fragebogen, dessen Fehlen zuvor als wesentliches Transparenzproblem erkannt 
wurde, erst nachträglich veröffentlicht wurde. 

Damit stellt sich die Frage, auf welcher Grundlage die öffentliche Studie zuvor politisch 
verwertet, medial verbreitet und berufsständisch entlastet wurde. 

. 

https://www.integrationsfonds.at/fileadmin/content/AT/Produkte/%C3%96IF_Integrationsbarometer_2025-02.pdf
https://www.integrationsfonds.at/fileadmin/content/AT/Produkte/%C3%96IF_Integrationsbarometer_2025-02.pdf
https://www.integrationsfonds.at/fileadmin/content/AT/monitor/Integrationsfonds_Integrationsbarometer_2025-02.pdf
https://www.integrationsfonds.at/fileadmin/content/AT/monitor/Integrationsfonds_Integrationsbarometer_2025-02.pdf
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20260429_OTS0045/integrationsbarometer-022025-warum-wurde-die-originalstudie-am-2304-geloescht-geaendert-und-am-2604-ohne-kennzeichnung-ersetzt
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20260429_OTS0045/integrationsbarometer-022025-warum-wurde-die-originalstudie-am-2304-geloescht-geaendert-und-am-2604-ohne-kennzeichnung-ersetzt
https://www.turkischegemeinde.at/wp-content/uploads/Forderungskatalog-der-TKG-Integratiosnbaromter2025.pdf
https://www.turkischegemeinde.at/wp-content/uploads/Forderungskatalog-der-TKG-Integratiosnbaromter2025.pdf
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Bildbeschreibung: Am 23. April 2026 wurde die ursprüngliche Fassung des 
Integrationsbarometers (40 Seiten) ohne Ankündigung entfernt. Am 26. April 2026 erschien 
unter neuer URL eine veränderte Version (48 Seiten) mit verschobenen Prozentwerten und 
erstmals dem vollständigen Fragebogen — ohne Revisionsvermerk, ohne 
Änderungsübersicht, ohne öffentliche Mitteilung, mitten im laufenden Verfahren vor dem 
Handelsgericht Wien (GZ: 41 Cg 22/26g). Dieser Vorgang beeinträchtigt die 
wissenschaftliche Integrität der Studie nachhaltig. Er wirft zudem eine konkrete prozessuale 
Frage auf: ob der klagegegenständliche Inhalt in seiner ursprünglichen Form noch eindeutig 
bestimmbar ist oder nachträglich verändert wurde 

V. Stellungnahme der Gleichbehandlungsanwaltschaft 

Die Antragstellerin hatte sich zunächst an die Gleichbehandlungsanwaltschaft gewandt. 

Die Gleichbehandlungsanwaltschaft hat die Eingabe der Antragstellerin nicht als unbeachtlich 
zurückgewiesen. Vielmehr hielt sie in ihrer schriftlichen Stellungnahme ausdrücklich fest: 

„Beachtlich könnten jedoch die Bestimmungen des GlBG zu Förderungsmaßnahmen sein (§§ 
14, 28 und 40 GlBG).“ 

Weiters hielt die Gleichbehandlungsanwaltschaft fest: 

„Die Feststellung darüber würde der Gleichbehandlungskommission oder ordentlichen 
Gerichten obliegen.“ 

Zudem führte die Gleichbehandlungsanwaltschaft aus: 

„Sollten Sie eine abschließende Klärung wünschen, hätten Sie demnach die Möglichkeit einen 
Antrag bei der Gleichbehandlungskommission einzubringen.“ 

Die Antragstellerin folgt dieser rechtlichen Einschätzung und legt den Sachverhalt daher der 
Gleichbehandlungskommission zur förmlichen Prüfung vor. 
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V.1 Bedeutung der Förderbestimmungen gemäß §§ 14, 28 und 40 GlBG 

Die §§ 14, 28 und 40 Gleichbehandlungsgesetz betreffen die Vergabe von Förderungen des 
Bundes. 

Diese Bestimmungen sehen vor, dass Bundesförderungen nur unter Beachtung des 
Gleichbehandlungsgesetzes vergeben werden dürfen. 

Damit stellt sich im vorliegenden Fall die zentrale Frage, ob öffentliche Mittel für eine Studie 
verwendet werden durften, die nach Auffassung der Antragstellerin geeignet ist, eine 
geschützte Religionsgruppe pauschal zu stigmatisieren und mittelbar zu benachteiligen. 

V.2 Bedeutung für den vorliegenden Antrag 

Die Stellungnahme der Gleichbehandlungsanwaltschaft eröffnet ausdrücklich den 
Prüfungsmaßstab dieses Antrags. 

Wenn eine mit öffentlichen Mitteln finanzierte Studie geeignet ist, eine 
Religionsgemeinschaft als gesellschaftliches Problemfeld darzustellen, ist zu prüfen, ob die 
Verwendung dieser öffentlichen Mittel mit den Bestimmungen des 
Gleichbehandlungsgesetzes vereinbar war. 

Die Antragstellerin ersucht die Gleichbehandlungskommission daher um eine förmliche 
Prüfung, ob im vorliegenden Fall eine mittelbare Diskriminierung nach dem 
Gleichbehandlungsgesetz (vgl. §§ 19 und 33 GlBG) vorliegt und ob die Finanzierung, 
Veröffentlichung und politische Verwertung des Integrationsbarometers 02/2025 mit den 
Bestimmungen des Gleichbehandlungsgesetzes zu Förderungsmaßnahmen gemäß §§ 14, 28 
und 40 GlBG vereinbar war. 

VI. Konkrete Diskriminierungsmerkmale 

VI.1 Gleichsetzung von Religion mit migrations- und aufenthaltsrechtlichen Kategorien 

Einer der zentralen methodischen Mängel des Integrationsbarometers 02/2025 besteht nach 
Auffassung der Antragstellerin darin, dass die Religionszugehörigkeit „Muslime“ auf 
derselben Bewertungsskala wie migrations- und aufenthaltsrechtliche Kategorien wie 
„Flüchtlinge“, „ukrainische Kriegsvertriebene“ und „Zuwanderer“ erhoben wird. 

Diese methodische Konstruktion ist von grundlegender rechtlicher Bedeutung. Religion ist ein 
durch Art. 9 EMRK und Art. 10 GRC geschütztes Grundrecht. Sie ist Ausdruck der 
persönlichen Glaubens- und Gewissensfreiheit und Teil der verfassungsrechtlich geschützten 
Identität jedes Menschen. 

Demgegenüber handelt es sich bei „Flüchtlingen“, „Zuwanderern“ oder „ukrainischen 
Kriegsvertriebenen“ um aufenthaltsrechtliche beziehungsweise migrationsbezogene 
Statuskategorien. Diese Kategorien beschreiben rechtliche oder tatsächliche 
Lebenssituationen, nicht jedoch Grundrechte. 

Die Zusammenführung dieser kategorial grundverschiedenen Begriffe auf einer einheitlichen 
Bewertungsskala ist geeignet, den Eindruck zu erzeugen, dass eine Religionsgemeinschaft 
funktional einer migrations- oder problembezogenen Statusgruppe gleichgestellt wird. Damit 
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wird Religion nicht mehr als geschütztes Grundrecht behandelt, sondern als gesellschaftlich 
bewertbares und potenziell problematisches Merkmal. 

Nach Auffassung der Antragstellerin stellt dies den schwerwiegendsten methodischen und 
gleichbehandlungsrechtlichen Mangel der gesamten Studie dar. 

VI.2 Religiöse Zugehörigkeit als funktionale Statuskategorie 

Die Studie behandelt „Muslime“ nicht als Träger eines verfassungsrechtlich geschützten 
Grundrechts, sondern als Gegenstand einer externen gesellschaftlichen Bewertung. 

Dadurch wird eine anerkannte Religionsgemeinschaft methodisch in eine Kategorie überführt, 
die wie ein soziales Problem, eine Belastungsgruppe oder ein integrationspolitischer 
Risikofaktor erscheint. 

Die betroffene Religionsgemeinschaft tritt nicht als gleichberechtigter Teil der Gesellschaft 
auf, sondern wird zum Objekt einer kollektiven Mehrheitsbeurteilung gemacht. 

Diese methodische Konstruktion ist geeignet, die gesellschaftliche Stellung der betroffenen 
Gruppe zu beeinträchtigen und stereotype Zuschreibungen zu verfestigen. 

VI.3 Priming- und Framing-Effekte durch die Fragebogenstruktur 

Die Reihenfolge und Formulierung der Fragen erzeugen erhebliche Priming- und Framing-
Effekte. 

Befragte werden nacheinander aufgefordert, das „Zusammenleben“ mit verschiedenen 
Gruppen zu bewerten. Durch diese Struktur wird eine Religionsgemeinschaft in einen 
problemorientierten Vergleichszusammenhang eingebettet. 

Die wissenschaftliche Literatur zeigt, dass bereits die Art der Fragestellung Wahrnehmungen 
und Bewertungen beeinflussen kann. Ein solcher Effekt ist besonders problematisch, wenn 
eine geschützte Religionsgemeinschaft zum Gegenstand wiederholter Mehrheitsbewertungen 
gemacht wird. 

VI.4 Selektive Längsschnittbeobachtung einer Religionsgruppe 

Das Integrationsbarometer enthält langjährige Zeitreihen speziell zur Wahrnehmung von 
Muslimen. 

Damit wird über Jahre hinweg ein kontinuierliches Beobachtungs- und Problemnarrativ in 
Bezug auf eine bestimmte Religionsgemeinschaft aufgebaut. 

Nach Auffassung der Antragstellerin entsteht dadurch der Eindruck institutionell verfestigter 
Voreingenommenheit, weil gerade eine religiöse Minderheit dauerhaft als gesondertes 
gesellschaftliches Beobachtungsobjekt behandelt wird. 
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VI.5 Undefinierter Begriff „Politischer Islam“ 

Der Begriff „Politischer Islam“ wird an zentralen Stellen der Studie verwendet, ohne 
wissenschaftlich definiert oder methodisch operationalisiert zu werden. 

Ein nicht definierter Begriff ist wissenschaftlich nicht überprüfbar. Seine Verwendung 
eröffnet einen erheblichen Interpretationsspielraum und ist geeignet, sehr unterschiedliche 
Vorstellungen, Ängste und Assoziationen auszulösen. 

Wird ein solcher Begriff in einer öffentlich finanzierten Meinungsforschungsstudie 
verwendet, kann dies pauschalisierende und stigmatisierende Wirkungen gegenüber 
Muslimen verstärken. 

ORF-Bericht vom 15.07.2020 zur Gründung der Dokumentationsstelle Politischer Islam und 
zur fehlenden wissenschaftlichen Definition des Begriffs „Politischer Islam" 

https://orf.at/stories/3173674/ 

https://religion.orf.at/stories/3203007/ 

 

VI.6 Fehlende Kontextualisierung subjektiver Mehrheitswahrnehmungen 

Die Studie erhebt überwiegend subjektive Einschätzungen der Mehrheitsbevölkerung. 

Wesentliche Kontextfaktoren wie Bildungsstand, sozioökonomische Situation, persönliche 
Kontakte, Mediennutzung und regionale Unterschiede werden nicht ausreichend 
berücksichtigt. 

Dadurch entsteht der Eindruck objektiver gesellschaftlicher Tatsachen, obwohl es sich in 
Wahrheit um subjektive Wahrnehmungen und Meinungen handelt. 

VI.7 Politische Verwendung der Ergebnisse 

Die Ergebnisse wurden unmittelbar nach Veröffentlichung politisch zugespitzt kommuniziert 
und parteipolitisch verwertet. 

Nach Auffassung der Antragstellerin verstärkte diese politische Nutzung die stigmatisierende 
Wirkung der Studie erheblich. 

Dadurch wurde eine wissenschaftlich präsentierte Meinungsforschungsstudie faktisch zu 
einem politischen Instrument, das geeignet ist, gesellschaftliche Vorurteile zu verfestigen. 

 

 

 

 

https://orf.at/stories/3173674/
https://religion.orf.at/stories/3203007/
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VI.8 Erhebung sensibler Daten gemäß Art. 9 DSGVO 

Religiöse Zugehörigkeit zählt zu den besonders geschützten personenbezogenen Daten im 
Sinne des Art. 9 DSGVO. 

Wer solche Daten erhebt, verarbeitet und veröffentlicht, unterliegt erhöhten Anforderungen an 
Transparenz, Zweckbindung, Verhältnismäßigkeit und Schutz vor diskriminierenden 
Wirkungen. 

Diese Anforderungen gewinnen besondere Bedeutung, wenn die Daten in staatlich 
finanzierten Studien verwendet werden. 

VI.9 Stillschweigende Versionsänderung ohne Revisionsvermerk 

Die ursprüngliche Fassung des Integrationsbarometers wurde am 23. April 2026 entfernt und 
am 26. April 2026 in geänderter Form erneut veröffentlicht. 

Die neue Fassung enthielt zusätzliche Seiten, den vollständigen Fragebogen sowie zahlreiche 
Änderungen, ohne dass dies als Revision gekennzeichnet oder öffentlich erläutert wurde. 

Dies wirft zusätzliche Fragen nach wissenschaftlicher Integrität, Transparenz und 
institutioneller Verantwortung auf. 

VI.10 Gesamtwürdigung: Institutionell verfestigte Stigmatisierung 

Die dargestellten methodischen Elemente sind nicht isoliert zu betrachten. 

In ihrer Gesamtheit ergeben sie nach Auffassung der Antragstellerin eine konsistente Struktur, 
die geeignet ist, eine bestimmte Religionsgemeinschaft dauerhaft als gesellschaftliches 
Problemfeld erscheinen zu lassen. 

Gerade weil diese Studie mit öffentlichen Mitteln finanziert, staatlich präsentiert und politisch 
verwertet wurde, entfaltet sie eine besondere Autorität und gesellschaftliche Wirkung. 

Die Antragstellerin vertritt daher die Auffassung, dass das Integrationsbarometer 02/2025 
geeignet ist, Personen muslimischen Glaubens sowie Menschen mit Migrationshintergrund 
pauschal herabzusetzen, gesellschaftlich zu stigmatisieren und dadurch eine mittelbare 
Diskriminierung nach dem Gleichbehandlungsgesetz (insbesondere im Sinne der §§ 19 und 
33 GlBG) zu bewirken. 

VI.11. Vertiefende Analyse und Überblick des Integrationsbarometers 02/2025 

Staatlich finanzierte Forschung unterliegt einer erhöhten Sorgfaltspflicht gegenüber 
verfassungsrechtlich geschützten Minderheiten. Die vorliegende Beschwerde richtet sich nicht 
gegen wissenschaftliche Meinungsvielfalt. Sie richtet sich gegen eine methodische 
Konstruktion, die geeignet ist, eine strukturell problemzentrierte Wahrnehmung zu 
begünstigen und zur Verfestigung negativer Zuschreibungen beizutragen — finanziert aus 
öffentlichen Mitteln, ohne wirksame Kontrolle, mit unmittelbarer politischer Verwertung und 
ohne erkennbare Schutzmaßnahmen gegen die dokumentierten diskriminierenden Wirkungen. 
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Sollte die Gleichbehandlungskommission nach Prüfung des Sachverhalts zu dem Schluss 
gelangen, dass die dargestellten Umstände die Grenzen zulässigen staatlichen Handelns 
überschreiten, ersucht die TKG um entsprechende Empfehlungen — auch im Hinblick auf 
künftige staatlich finanzierte Forschung zu religiösen Gemeinschaften in Österreich. 

 

Konkrete Diskriminierungsmerkmale- Die bedenklichen Fragen – 
Integrationsbarometer 02/2025 

1. Religiöse Zugehörigkeit als funktionale Statuskategorie — Frage 4 

Die zentrale Problematik liegt in der strukturellen Gleichsetzung unterschiedlicher Kategorien 
innerhalb derselben Bewertungsskala. In Abbildung 9 (S. 20) und im Fragebogen (Anhang, 
Frage 4) wird die religiöse Kategorie „Muslim/innen" strukturell auf derselben Messskala wie 
aufenthaltsrechtliche Statuskategorien abgefragt: 

Integrationsbarometer 02/2025 
 
Frage 3: „Wie würden Sie das Zusammenleben zwischen Österreichern und Zuwanderern 
beurteilen?"  
Frage 4: „Und wie beurteilen Sie das Zusammenleben von Muslimen und Nicht-Muslimen in 
Österreich?"  
Frage 5: „Wie beurteilen Sie das Zusammenleben zwischen Österreichern und ukrainischen 
Kriegsvertriebenen?" 
Frage 6: „Und wie beurteilen Sie das Zusammenleben zwischen Österreichern und 
Flüchtlingen?" 

Der exakte Fragewortlaut (Anhang 02/2025, Frage 4, S. 2): „Und wie beurteilen Sie das 
Zusammenleben von Muslimen und Nicht-Muslimen in Österreich? Sehr gut, eher gut, eher 
schlecht oder sehr schlecht?" 

Diese Befragung richtet sich ausschließlich an österreichische Staatsbürger/innen — 
Personen, die auf die Eingangsfrage „Sind Sie österreichische/r Staatsbürger/in?" mit „Nein" 
antworten, werden sofort aus der Befragung ausgeschlossen.  
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„Sind Sie österreichische/r Staatsbürger/in? – bei Nein: Interview beenden“-
Integrationsbarometer 02/2025 / Anhang 02/2025 

 

 
Die methodische Konstruktion legt ein Spannungsverhältnis zu Gleichheits- und 
Diskriminierungsrecht nahe. 
 
Die vorliegende Struktur (siehe oben, Integrationsbarometer 02/2025, Neu-Anhang: Fragen)  
der Befragung führt dazu, dass ausschließlich österreichische Staatsbürger als 
Befragungsgruppe fungieren, während gleichzeitig religiöse und migrationsbezogene 
Gruppen Gegenstand der Bewertung sind. Eine Einbeziehung dieser Gruppen als eigene 
Befragungsgruppe erfolgt nicht. Damit entsteht eine einseitige Bewertungsstruktur, in der eine 
Mehrheitsgesellschaft über eine Minderheit urteilt, ohne dass diese selbst als Subjekt der 
Befragung erscheint. 
 
Die Gleichsetzung religiöser Zugehörigkeit (z.B. „Muslime“) mit migrations- bzw. 
aufenthaltsrechtlichen Kategorien (z.B. „Flüchtlinge“, „Zuwanderer“) innerhalb derselben 
Bewertungsskala stellt einen methodischen Kategorienfehler dar und ist geeignet, verzerrte 
Wahrnehmungen zu erzeugen. 

Diese Konstruktion steht in einem Spannungsverhältnis zu Art. 7 B-VG 
(Gleichheitsgrundsatz) sowie zu Art. 14 iVm Art. 9 EMRK, wonach eine Benachteiligung 
aufgrund der Religion unzulässig ist. 

Religion ist ein durch Art. 9 EMRK und Art. 10 GRC geschütztes Grundrecht und keine 
migrationsrechtliche Statuskategorie. 
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Wird religiöse Zugehörigkeit dennoch funktional wie ein Aufenthaltsstatus behandelt, ist dies 
geeignet, eine mittelbare Diskriminierung nach dem Gleichbehandlungsgesetz (vgl. §§ 19 und 
33 GlBG) zu bewirken, weil eine dem Anschein nach neutrale Methodik faktisch eine 
bestimmte Religionsgemeinschaft sowie mit ihr verbundene ethnische Gruppen in besonderer 
Weise benachteiligen kann. 

Eine solche methodische Verknüpfung ist geeignet, eine Religionsgruppe strukturell als 
gesellschaftliches Problemfeld zu rahmen und ihre Wahrnehmung im öffentlichen Diskurs zu 
verzerren. 

 

 

Wenn Religion zum Bewertungsmaßstab wird: Methodischer Fehler im 
Integrationsbarometer 02/2025 
 
Die Erhebung der Religionszugehörigkeit als besondere Kategorie personenbezogener Daten 
gemäß Art. 9 DSGVO wird im vorliegenden Fragebogen in eine Befragungsstruktur 
eingebettet, in der ausschließlich österreichische Staatsbürgerinnen und Staatsbürger als 
Befragungsgruppe fungieren, während religiöse und migrationsbezogene Gruppen 
Gegenstand der Bewertung sind. Diese asymmetrische Konstruktion ist geeignet, verzerrte 
Wahrnehmungen zu erzeugen und eine Religionsgemeinschaft strukturell in den Kontext 
migrationspolitischer Problemkategorien zu stellen. 

Die funktionale Gleichsetzung von Religion mit aufenthaltsrechtlichen Kategorien stellt nach 
Auffassung der Antragstellerin einen methodischen Kategorienfehler dar und steht in einem 
Spannungsverhältnis zu Art. 7 B-VG sowie zu Art. 14 in Verbindung mit Art. 9 EMRK. 
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Eine solche dem Anschein nach neutrale Methodik ist geeignet, eine mittelbare 
Diskriminierung nach dem Gleichbehandlungsgesetz (vgl. §§ 19 und 33 GlBG) zu bewirken, 
weil sie eine bestimmte Religionsgemeinschaft sowie mit ihr verbundene ethnische Gruppen 
in besonderer Weise benachteiligen kann. 

 
 
 

 

Segmentierung österreichischer Staatsbürger nach Herkunft als strukturelles 
Differenzierungskriterium 

Die vorliegende Befragung beschränkt sich formal ausschließlich auf österreichische 
Staatsbürger/innen, führt jedoch durch die zusätzliche Erhebung des Geburtsortes sowie des 
Geburtsortes der Eltern eine nachträgliche Differenzierung innerhalb derselben 
Staatsbürgerschaft ein. Dadurch wird eine Trennlinie zwischen „in Österreich Geborenen“ 
und „nicht in Österreich Geborenen“ bzw. Personen mit familiärer Migrationsgeschichte 
konstruiert, obwohl alle Befragten denselben rechtlichen Status besitzen. 

In Kombination mit den nachfolgenden Fragen zu Migration, Integration und Religion ist 
diese methodische Konstruktion geeignet, innerhalb der Staatsbürgerpopulation eine implizite 
Hierarchisierung zu erzeugen und eine Gruppe als „abweichend“ oder „anders“ zu markieren. 
Dies führt zu einer strukturellen Reproduktion eines „Wir–Sie“-Schemas, das nicht auf 
rechtlichen, sondern auf herkunftsbezogenen Kriterien basiert. Eine solche Differenzierung 
steht in einem Spannungsverhältnis zum Gleichheitsgrundsatz gemäß Art. 7 B-VG sowie zum 
Diskriminierungsverbot nach Art. 14 iVm Art. 9 EMRK. Insbesondere ist zu prüfen, ob diese 
Erhebung sachlich erforderlich und verhältnismäßig ist oder ob sie eine methodisch nicht 
gerechtfertigte Kategorisierung darstellt, die geeignet ist, verzerrte Wahrnehmungen über 
bestimmte Bevölkerungsgruppen zu erzeugen. 
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Wird innerhalb einer homogenen staatsbürgerlichen Befragungsgruppe eine solche 
Differenzierung vorgenommen und anschließend mit wertenden Fragen zu gesellschaftlichen 
Problemfeldern verknüpft, ist dies geeignet, eine mittelbare Diskriminierung nach dem 
Gleichbehandlungsgesetz (vgl. §§ 19 und 33 GlBG) zu bewirken, weil eine dem Anschein 
nach neutrale Methodik faktisch zu einer besonderen Benachteiligung bestimmter religiöser 
und ethnischer Gruppen führen kann. 
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Systematische Problemkonstruktion und diskriminierende  
Wirkung durch den Sorgen-Katalog (Frage 1) 

Die Ausgestaltung von Frage 1 zeigt, dass migrations- und religionsbezogene Themen – 
insbesondere „politischer Islam“, „Integration von Flüchtlingen und Zuwanderern“ sowie 
„Konflikte zwischen Migrantengruppen“ – gezielt gemeinsam mit allgemeinen 
Krisenphänomenen wie Krieg, Inflation, wirtschaftlicher Unsicherheit oder 
Arbeitsplatzverlust auf einer einheitlichen Bewertungsskala abgefragt werden. Diese 
methodische Gleichsetzung ist nicht neutral, sondern bewirkt eine strukturelle 
Problemkonstruktion: Bestimmte Bevölkerungsgruppen werden systematisch in einen 
Kontext von Bedrohung, Krise und gesellschaftlicher Instabilität eingeordnet. Dadurch 
entsteht ein verzerrtes Wahrnehmungsbild, das geeignet ist, diese Gruppen implizit als 
sicherheitsrelevante Risikofaktoren zu framieren. 

Die gewählte Konstruktion geht über bloß methodische Schwächen hinaus und ist geeignet, 
bestehende gesellschaftliche Vorurteile zu verstärken sowie negative Zuschreibungen 
gegenüber bestimmten Bevölkerungsgruppen zu reproduzieren. 

In ihrer Wirkung ist sie geeignet, eine mittelbare Diskriminierung nach dem 
Gleichbehandlungsgesetz (vgl. §§ 19 und 33 GlBG) zu bewirken, weil eine dem Anschein 
nach neutrale Erhebungsmethode faktisch zu einer besonderen Benachteiligung einer 
bestimmten Religionsgemeinschaft sowie mit ihr verbundener ethnischer Gruppen führen 
kann. 

Eine solche methodische Anlage widerspricht den Anforderungen an objektive und sachliche 
Informationsvermittlung und steht im Kontext einer staatlich finanzierten Studie in einem 
erheblichen Spannungsverhältnis zu Art. 10 EMRK, der eine verzerrungsfreie und 
verantwortungsbewusste öffentliche Kommunikation verlangt. 

Zugleich bestehen erhebliche Zweifel, ob diese Vorgehensweise mit den Anforderungen an 
wissenschaftliche Integrität, Neutralität und Transparenz gemäß dem ICC/ESOMAR Code 
2025 vereinbar ist. Die gewählte Struktur ist geeignet, das öffentliche Vertrauen in die 
Unabhängigkeit und Seriosität der Meinungsforschung nachhaltig zu beeinträchtigen. 
Nach Ansicht der TKG macht gerade der Umstand, dass Religion ein durch Art. 9 EMRK 
geschütztes Grundrecht und kein aufenthaltsrechtlicher Status ist, deutlich, dass die gewählte 
methodische Konstruktion nicht neutral ist, sondern geeignet, diskriminierende Wirkungen zu 
entfalten. 

Selektive Gruppenbewertung und strukturelle Ungleichbehandlung (Fragen 3–6) 
 
Frage 3: „Wie würden Sie alles in allem das Zusammenleben zwischen Österreichern und 
Zuwanderern in Österreich beurteilen: sehr gut, eher gut, eher schlecht oder sehr schlecht?“ 
Frage 4: „Und wie beurteilen Sie das Zusammenleben von Muslimen und Nicht-Muslimen in 
Österreich? Sehr gut, eher gut, eher schlecht oder sehr schlecht?“ 
Frage 5: „Wie beurteilen Sie das Zusammenleben zwischen Österreichern und ukrainischen 
Kriegsvertriebenen in Österreich? Sehr gut, eher gut, eher schlecht oder sehr schlecht?“ 
Frage 6:„Und wie beurteilen Sie das Zusammenleben zwischen Österreichern und 
Flüchtlingen in Österreich? Sehr gut, eher gut, eher schlecht oder sehr schlecht?“ 
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Rechtliche und methodische Bewertung 
Die vorliegende Fragenstruktur zeigt eine systematische Auswahl spezifischer 
Bevölkerungsgruppen („Zuwanderer“, „Flüchtlinge“, „ukrainische Kriegsvertriebene“ sowie 
„Muslime“), die innerhalb derselben Bewertungsskala beurteilt werden, während 
vergleichbare gesellschaftliche oder religiöse Gruppen – etwa andere 
Religionsgemeinschaften – nicht Gegenstand dieser Bewertung sind. 

Diese selektive Auswahl ist nicht zufällig, sondern führt zu einer strukturell asymmetrischen 
Bewertungsarchitektur. Insbesondere fällt auf, dass mit „Muslimen“ eine religiös definierte 
Gruppe in dieselbe Kategorie der Bewertung gestellt wird wie migrations- bzw. 
aufenthaltsrechtlich definierte Gruppen („Flüchtlinge“, „Zuwanderer“). 

Dies stellt einen methodischen Kategorienfehler dar, da Religion ein durch Art. 9 EMRK 
sowie Art. 10 GRC geschütztes Grundrecht ist und keine migrationsrechtliche 
Statuskategorie. Die funktionale Gleichsetzung dieser unterschiedlichen Kategorien innerhalb 
derselben Bewertungsskala ist geeignet, verzerrte Wahrnehmungen zu erzeugen und religiöse 
Zugehörigkeit implizit als gesellschaftliches Problemmerkmal zu framieren. 

Darüber hinaus wird die Bewertung ausschließlich durch österreichische Staatsbürger/innen 
vorgenommen, während die betroffenen Gruppen selbst nicht als eigenständige Subjekte der 
Befragung erscheinen. Es entsteht somit eine einseitige Bewertungsstruktur, in der eine 
Mehrheitsgesellschaft über ausgewählte Minderheiten urteilt, ohne dass diese in gleicher 
Weise in die Erhebung einbezogen werden. 

In ihrer Gesamtheit ist diese methodische Konstruktion geeignet, bestehende gesellschaftliche 
Vorurteile zu verstärken und bestimmte Gruppen isoliert als gesellschaftliche Problemträger 
darzustellen, wodurch strukturelle Benachteiligungseffekte begünstigt werden können.Sie ist 
daher geeignet, eine mittelbare Diskriminierung nach dem Gleichbehandlungsgesetz (vgl. §§ 
19 und 33 GlBG) zu bewirken, weil eine dem Anschein nach neutrale Befragungsstruktur 
faktisch zu einer besonderen Benachteiligung einer bestimmten Religionsgemeinschaft sowie 
mit ihr verbundener ethnischer Gruppen führen kann. Im Kontext einer staatlich finanzierten 
Studie steht diese Vorgehensweise zudem in einem erheblichen Spannungsverhältnis zu Art. 7 
B-VG (Gleichheitsgrundsatz) sowie zu Art. 14 iVm Art. 9 EMRK (Diskriminierungsverbot 
aufgrund der Religion). Zugleich bestehen erhebliche Zweifel an der Vereinbarkeit dieser 
Konstruktion mit den Anforderungen an wissenschaftliche Neutralität, Transparenz und 
Nicht-Schädigung gemäß dem ICC/ESOMAR Code 2025. 

 
Normative Vorstrukturierung politischer Einstellungen und diskriminierende Wirkung 
(Fragen 9–12) 

Frage 9:„Sind Sie dafür oder dagegen, dass Sozialleistungen für Zuwanderer eingeschränkt 
werden?“ 
Frage 10: „Sind Sie dafür oder dagegen, den Familiennachzug weiter zu beschränken?“ 
Frage 11: „Sind Sie dafür oder dagegen, religiöse Symbole wie das Kopftuch im öffentlichen 
Raum stärker zu regulieren oder zu verbieten?“ 
Frage 12: „Sind Sie dafür oder dagegen, strengere Maßnahmen gegen den sogenannten 
politischen Islam zu ergreifen?“ 

(Antwortformat jeweils: „dafür“ / „dagegen“) 
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Rechtliche und methodische Bewertung 

Die vorliegenden Fragen sind nicht als offene Meinungsabfrage konzipiert, sondern als binäre 
Entscheidungsformate mit vorgegebenen politischen Handlungsoptionen. Den Befragten 
werden die konkreten Maßnahmen – insbesondere Einschränkungen sozialer Rechte, 
migrationspolitische Restriktionen sowie Eingriffe in die Religionsausübung – in normativ 
vorstrukturierter Form zur Zustimmung oder Ablehnung vorgelegt. 

Damit wird nicht lediglich eine bestehende Meinung erhoben, sondern eine bestimmte 
politische Problemdefinition vorgegeben und in eine Entscheidungslogik übersetzt. Die 
Befragung übernimmt faktisch eine steuernde Funktion, indem sie politische Maßnahmen als 
naheliegende und legitime Reaktionsoptionen präsentiert. 

Diese Konstruktion überschreitet die Grenze zwischen empirischer Erhebung und normativer 
Einflussnahme. Sie ist geeignet, bestimmte politische Positionen zu verstärken, 
gesellschaftliche Konfliktlinien zu verfestigen und komplexe Sachverhalte auf vereinfachte, 
dichotome 

Entscheidungsoptionen zu reduzieren. Im Kontext einer staatlich finanzierten Studie steht 
diese Vorgehensweise in einem erheblichen Spannungsverhältnis zu Art. 10 EMRK, der eine 
sachliche, ausgewogene und nicht verzerrende Informationsvermittlung verlangt, sowie zu 
den Anforderungen an wissenschaftliche Neutralität und Integrität gemäß ICC/ESOMAR 
Code 2025. 
 
Die Fragen 9–12 sind als binäre Entscheidungsformate mit vorgegebenen politischen 
Maßnahmen konzipiert (Einschränkung von Sozialleistungen, Beschränkung des 
Familiennachzugs, Regulierung religiöser Symbole, Maßnahmen gegen den „politischen 
Islam“) und stellen damit keine offene Meinungsabfrage dar, sondern eine normative 
Vorstrukturierung politischer Einstellungen.  

Den Befragten werden konkrete Eingriffe in soziale Rechte, migrationspolitische Maßnahmen 
sowie Einschränkungen der Religionsausübung in vorgegebener Entscheidungslogik zur 
Zustimmung oder Ablehnung präsentiert, wodurch nicht lediglich Meinungen erhoben, 
sondern politische Problemdefinitionen vorgegeben und verstärkt werden. Im Kontext einer 
staatlich finanzierten Studie überschreitet diese Konstruktion die Grenze zwischen 
empirischer Forschun und normativer Einflussnahme und steht in einem erheblichen 
Spannungsverhältnis zu Art. 10 EMRK sowie zu den Anforderungen an Neutralität und 
Integrität gemäß ICC/ESOMAR Code 2025.  
 
In Verbindung mit der selektiven Adressierung bestimmter Gruppen und der wiederholten 
Verknüpfung religiöser Zugehörigkeit – insbesondere ‚Muslime' – mit restriktiven 
Maßnahmen ist die gewählte Methodik geeignet, eine mittelbare Diskriminierung nach dem 
Gleichbehandlungsgesetz (vgl. §§ 19 und 33 GlBG) zu bewirken, da eine formal neutrale 
Erhebungsstruktur faktisch zu einer besonderen Benachteiligung einer bestimmten 
Religionsgruppe führt und zur strukturellen Reproduktion bestehender gesellschaftlicher 
Stereotypisierungen beiträgt 
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Strukturelle Ungleichbehandlung und mittelbare Diskriminierung (GlBG) 

Die Kombination aus normativ vorstrukturierten politischen Fragen, selektiver 
Gruppenadressierung und der vorherigen Einbettung migrations- und religionsbezogener 
Themen in problemorientierte Kontexte führt zu einer strukturell verzerrten 
Gesamtarchitektur der Befragung. Insbesondere wird die religiös definierte Gruppe 
„Muslime“ wiederholt in unmittelbare Nähe zu sicherheits- und ordnungspolitischen 
Maßnahmen gerückt („politischer Islam“, Regulierung religiöser Symbole). 

Im Kontext einer staatlich finanzierten und politisch verwerteten Studie unterliegt diese 
Konstruktion nicht nur mittelbaren Wirkungen, sondern ist aufgrund ihrer staatlichen 
Zurechenbarkeit unmittelbar an die grundrechtlichen Bindungen gebunden. 

Dadurch entsteht eine funktionale Gleichsetzung religiöser Zugehörigkeit mit sicherheits- 
bzw. migrationspolitischen Problemkategorien. 

Diese Konstruktion ist geeignet, eine mittelbare Diskriminierung nach dem 
Gleichbehandlungsgesetz (vgl. §§ 19 und 33 GlBG) zu bewirken, weil eine dem Anschein 
nach neutrale Befragungsmethodik faktisch zu einer besonderen Benachteiligung einer 
bestimmten Religionsgemeinschaft sowie mit ihr verbundener ethnischer Gruppen führen 
kann. 

Die wiederholte Verknüpfung mit restriktiven politischen Maßnahmen verstärkt diesen Effekt 
zusätzlich. 

Zugleich entsteht eine strukturelle Asymmetrie: Bestimmte Gruppen werden zum Gegenstand 
normativer Bewertungen und politischer Eingriffe gemacht, ohne selbst als gleichwertige 
Subjekte der Erhebung einbezogen zu werden. 

Dies führt zu einer impliziten Hierarchisierung innerhalb der Gesellschaft. 

Im Ergebnis ist die gewählte Methodik geeignet, bestehende Vorurteile zu reproduzieren, 
gesellschaftliche Stereotypisierungen zu verstärken und das öffentliche Vertrauen in die 
Neutralität staatlich finanzierter Forschung nachhaltig zu beeinträchtigen. 

Damit werden hunderttausende Menschen muslimischen Glaubens in Österreich— die 
überwiegende Mehrheit davon österreichische Staatsbürger/innen seit Generationen — als 
Bewertungsgegenstand einer Mehrheitsbefragung über ihre eigene Gruppe positioniert, auf 
derselben Skala wie Asylsuchende und Flüchtlinge. Diese Form der Fremdgruppenbewertung 
ohne Selbstrepräsentation führt dazu, dass religiöse Zugehörigkeit funktional wie eine 
migrationsrechtliche Statuskategorie behandelt wird. Eine solche Konstruktion ist formal 
neutral, entfaltet jedoch in ihrer Wirkung eine spezifische Benachteiligung und ist daher 
geeignet, eine mittelbare Diskriminierung im Sinne des Gleichbehandlungsrechts zu 
begründen. Insbesondere durch die isolierte und exklusive Zuschreibung negativer 
Bewertungsdimensionen zu einer einzelnen Religionsgruppe. 

Religion ist ein durch Artikel 9 EMRK geschütztes Grundrecht — kein aufenthaltsrechtlicher 
Status, und unterliegt daher einem erhöhten Schutzstandard im verfassungs- und 
menschenrechtlichen Kontext. 
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Diese Form der Kontextualisierung ist nicht zufällig, sondern strukturell geeignet, migrations- 
und religionsbezogene Themen als gleichrangige gesellschaftliche Krisenphänomene zu 
etablieren. 

2. Priming- und Framing-Effekte durch Fragebogenstruktur 

Die konkrete Positionierung der Frage innerhalb des Fragebogens erzeugt nicht nur einen 
klassischen Priming-Effekt, sondern darüber hinaus ein systematisches Framing-Bias. Durch 
die unmittelbare Einbettung zwischen migrationsbezogenen Fragen wird die Wahrnehmung 
der Befragten strukturell in eine bestimmte Deutungsrichtung gelenkt. Dies stellt keine 
zufällige Reihenfolge dar, sondern eine methodisch relevante Kontextualisierung, die geeignet 
ist, die Antworten der Befragten zu beeinflussen und die Validität der Ergebnisse zu 
beeinträchtigen. Eine solche Vorgehensweise widerspricht den Anforderungen an 
methodische Neutralität und wissenschaftliche Sorgfalt. 

3. Selektive Längsschnittbeobachtung einer einzigen Religionsgruppe 

Abbildung 13 (S. 24) führt eine Zeitreihe für Muslim/innen, die bis Oktober 2014 
zurückreicht — mehr als elf Jahre. Vergleich der Beobachtungszeiträume: 

Ukrainische Kriegsvertriebene: ab Oktober 2023 Flüchtlinge: ab Juni 2016 Zuwanderer: ab 
Juni 2015 Muslim/innen: ab Oktober 2014 (GfK-Umfrage) 

Diese selektive Dauerbeobachtung einer einzigen Religionsgruppe konstruiert eine 
institutionalisierte dauerhafte   bzw.  dauerhafte Sonderbeobachtung einer einzigen 
Religionsgruppe ohne vergleichbare Referenzkategorie 

Hinzu tritt ein methodischer Bruch durch den Wechsel des durchführenden Instituts von GfK 
zu Peter Hajek Public Opinion Strategies, ohne dass dieser Wechsel und seine Auswirkungen 
auf die Vergleichbarkeit der Daten offengelegt werden. Eine methodische Begründung für die 
selektive Langzeitbeobachtung dieser einzigen Religionsgruppe fehlt in der Studie 
vollständig. 

4. Undefinierter Begriff „Politischer Islam" mit impliziter Radikalisierungsverknüpfung 

Der Begriff „Politischer Islam" wird in der Studie an mindestens sieben Stellen als zentrale 
analytische Kategorie verwendet aber eine wissenschaftliche Operationalisierung dieses 
Begriffs fehlt vollständig  und eine entsprechende Begründung ist in der veröffentlichten 
Fassung nicht ersichtlich. 

Frage 1 (Anhang, S. 1): „die Verbreitung des politischen Islams" Frage 8 (Anhang, S. 3): 
„politischer Islam und Radikalisierung" Kernergebnisse (S. 7): „Verbreitung des Politischen 
Islams (60 %)" Kernergebnisse (S. 8): „der Politische Islam und die Radikalisierung" 
Abbildung 1 (S. 13): als Befragungskategorie mit 35 % „sehr oft" Abbildung 23 (S. 33): als 
meistgenanntes Problem (55 % „sehr großes Problem") Abbildung 24 (S. 34): 
Zeitreihenverlauf 

An keiner einzigen Stelle der Studie wird dieser Begriff definiert oder operationalisiert. Die 
konsequente Verknüpfung mit dem Zusatz „und Radikalisierung" in Frage 8 sowie in den 
Abbildungen 23 und 24 legt eine implizite Gleichsetzung islamischer Religiosität mit 
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Extremismus nahe — ohne methodische Grundlage, ohne empirischen Beleg, ohne 
definitorische Abgrenzung. Diese Kombination führt zu einer impliziten 
Bedeutungsverschiebung, bei der religiöse Zugehörigkeit und extremistische Phänomene 
miteinander in Verbindung gebracht werden, was geeignet ist, stereotype Wahrnehmungen 
gegenüber einer Religionsgruppe zu erzeugen und zu verstärken. 

4.1 Fehlende wissenschaftliche Definition und Operationalisierung des Begriffs 
„Politischer Islam“.  

Die TKG bekennt sich ausdrücklich zur freiheitlich-demokratischen, pluralistischen, 
vielfältigen, säkularen und republikanischen Grundordnung der Republik Österreich. Sie lehnt 
jede Form religiösen Extremismus, jede Instrumentalisierung von Religion zu politischen 
Machtzwecken sowie jede demokratiefeindliche oder verfassungswidrige Ideologisierung von 
Religion ab — unabhängig davon, aus welcher Religion, politischen Strömung oder 
weltanschaulichen Richtung diese stammt. 

Gerade deshalb sieht die TKG die Verwendung wissenschaftlich unklarer und gesellschaftlich 
stark emotionalisierter Begriffe im Rahmen staatlich finanzierter Meinungsforschung als 
besonders problematisch an. 

Was genau unter „Politischem Islam“ zu verstehen ist, bleibt in der gegenständlichen Studie 
völlig offen. Handelt es sich dabei um den Islam als Religion, um politische Bewegungen, um 
Extremismus, um konservative religiöse Praxis oder allgemein um gesellschaftspolitische 
Positionierungen von Muslimen? Wo verläuft die wissenschaftlich nachvollziehbare Grenze 
zwischen der durch Art. 9 EMRK geschützten Religionsfreiheit und dem, was hier als 
„Politischer Islam“ bezeichnet wird? 

Vor diesem Hintergrund sieht die TKG hierin ein zentrales methodisches Problem der 
gegenständlichen Studie. Der Begriff wird mehrfach verwendet, ohne wissenschaftlich 
definiert oder methodisch operationalisiert zu werden. Gleichzeitig existiert weder in der 
Wissenschaft noch in Politik oder Sicherheitsbehörden eine einheitliche und allgemein 
anerkannte Definition dieses Begriffs. Damit bleibt völlig unklar, welches konkrete 
Verständnis die Befragten bei ihrer Antwort tatsächlich zugrunde gelegt haben. 

Es stellt sich daher die grundlegende methodische Frage, wie ein derart unbestimmter und 
gesellschaftlich stark emotionalisierter Begriff überhaupt Gegenstand einer staatlich 
finanzierten Meinungsforschungsstudie sein kann. Denn bei durchschnittlichen Befragten 
können beim Begriff „Politischer Islam“ völlig unterschiedliche Assoziationen entstehen. 
Gerade in gesellschaftlich aufgeheizten Debatten ist nicht auszuschließen, dass allgemeine 
Ängste, mediale Bilder oder bestehende Vorurteile gegenüber Muslimen insgesamt in die 
Antworten einfließen. 

Besonders problematisch erscheint in diesem Zusammenhang, dass der Begriff in der Studie 
mehrfach gemeinsam mit „Radikalisierung“ verwendet wird, ohne die begriffliche Grenze 
zwischen Religion, religiöser Praxis, gesellschaftlicher Positionierung, politischer Meinung 
und Extremismus offenzulegen. Dadurch entsteht zumindest objektiv die Gefahr, dass 
religiöse Zugehörigkeit und extremistische Phänomene begrifflich miteinander vermischt 
werden. 

Wäre tatsächlich ausschließlich Extremismus oder demokratiefeindliches Verhalten gemeint 
gewesen, hätte dies im Fragebogen ausdrücklich definiert und wissenschaftlich eingegrenzt 
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werden müssen. Gerade bei staatlich finanzierten Studien wäre eine präzise begriffliche 
Klarstellung erforderlich gewesen, um methodische Verzerrungen sowie 
diskriminierungsrelevante Fehlassoziationen zu vermeiden. 

Die Problematik wird besonders deutlich, wenn man vergleichbare Begriffe auf andere 
Religionsgemeinschaften überträgt. Was genau wäre etwa unter „Politischem Christentum“, 
„Politischem Judentum“ oder „Politischem Buddhismus“ zu verstehen? Bereits diese Begriffe 
würden erhebliche gesellschaftliche Irritationen auslösen und vermutlich selbst als 
wissenschaftlich unscharf wahrgenommen werden. 

Aus Sicht der TKG zeigt gerade dieser Vergleich, wie problematisch, methodisch unpräzise 
und potenziell verzerrend der Begriff „Politischer Islam“ im Rahmen staatlich finanzierter 
Meinungsforschung wirken kann. 

Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang, dass selbst staatliche Stellen in Österreich 
keine einheitliche Definition dieses Begriffs vorgelegt haben. Die Beratungsstelle 
Extremismus des österreichischen Innenministeriums hielt im Vorfeld der Gründung der 
Dokumentationsstelle Politischer Islam ausdrücklich fest, dass es „keine einheitliche 
Arbeitsdefinition und schon gar keine anerkannte wissenschaftliche Definition dafür, was 
unter ‚Politischer Islam‘ zu verstehen ist“ gebe — und betonte: „Eine solche Arbeitsdefinition 
wäre jedoch notwendig, um die Aufgaben einer ‚Dokumentationsstelle für den politischen 
Islam‘ festlegen zu können.“ 

Auch die Dokumentationsstelle Politischer Islam selbst verwendet eine enge, spezifische 
Definition, die ausdrücklich auf demokratie- und menschenrechtswidrige Ideologien abstellt. 
Im Integrationsbarometer 02/2025 findet sich jedoch kein Hinweis auf diese oder eine andere 
Definition. Der Begriff wird verwendet, ohne erkennbar auf ein wissenschaftlich gesichertes 
Begriffsverständnis Bezug zu nehmen — womit für die Befragten letztlich offen bleibt, 
welchen konkreten Bedeutungsinhalt sie ihrer Antwort tatsächlich zugrunde gelegt haben. 

Die fehlende wissenschaftliche Definition und methodische Operationalisierung des Begriffs 
„Politischer Islam“ stellt daher aus Sicht der TKG ein zentrales methodisches, 
wissenschaftsethisches und potenziell diskriminierungsrelevantes Problem der 
gegenständlichen Studie dar. Quelle: ORF Religion, 15. Juli 2020: 
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5. Fehlende Kontextualisierung — subjektive Wahrnehmung als objektiver Zustand 

Die präsentierten Daten werden ohne Einbettung in relevante sozioökonomische 
Kontextfaktoren dargestellt (soziale Lage, Bildung, reale Kontaktfrequenz, 
Medienkonsumverhalten). Dadurch entsteht der Eindruck objektiver gesellschaftlicher 
Zustände, obwohl es sich ausschließlich um subjektive Mehrheitswahrnehmungen handelt. 
Diese Reduktion erhöht die politische Anschlussfähigkeit der Ergebnisse, reduziert deren 
wissenschaftliche Aussagekraft und kann zu verzerrten gesellschaftlichen Interpretationen 
beitragen. Eine solche Darstellung widerspricht dem Gebot korrekter und kontextualisierter 
Ergebnisdarstellung. 

6. Politische Verwendung ohne Schutzmaßnahmen 

Die Studienergebnisse wurden nachweislich in der politischen Kommunikation auf höchster 
Ebene für politische Mobilisierung genutzt. Die Volkspartei verbreitete am 18.12.2025 auf 
ihrem offiziellen Instagram-Kanal Grafiken, die unmittelbar auf Ergebnissen dieser Studie 
basieren. Die Kommentarspalte enthielt antisemitische Vergleiche, 
Volksverhetzungsvorwürfe und Kommentare, die inhaltlich den Tatbestand des § 283 StGB 
berühren können. Der ÖIF hat gegen diese Verwendung keinerlei Schutzmaßnahmen ergriffen 
und keine öffentliche Distanzierung vorgenommen. Dies wirft die Frage auf, ob die aus 
staatlich finanzierten Studien resultierenden Informationen in einer Weise verwendet werden, 
die mit den Anforderungen an staatliche Neutralität vereinbar ist. 

Diese Verwendung ist nicht als isoliertes politisches Ereignis zu werten, sondern als 
unmittelbare und vorhersehbare Folge einer Studiengestaltung, die — wie in den vorliegenden 
Beilagen dokumentiert — strukturell geeignet war, politisch verwertbare Negativbilder über 
eine verfassungsrechtlich geschützte Religionsgemeinschaft zu erzeugen. Zwischen der 
methodischen Anlage der Studie, ihrer staatlichen Präsentation und ihrer unmittelbaren 
politischen Verwertung besteht ein objektiv nachvollziehbarer Kausalzusammenhang. 

Besonders schwerwiegend ist der Umstand, dass die für den Österreichischen 
Integrationsfonds (ÖIF) politisch verantwortliche Bundesministerin (Integration), Claudia 
Bauer, als mittelbare auch verantwortliche der Studie deren Ergebnisse über ihre persönlichen 
und parteipolitischen Social-Media-Kanäle zur politischen Mobilisierung verbreitete. Diese 
institutionelle Doppelrolle — Auftraggeberin und politische Nutzerin derselben Studie — 
begründet nach Auffassung der TKG den objektiven Anschein einer objektiver Anschein 
einer politisch verwertbaren Forschungsanlage zur Generierung politisch verwertbarer 
Narrative und ist geeignet, bestehende Vorurteile zu verstärken. Sie steht damit in erheblicher 
Spannung zu den Anforderungen staatlicher Neutralität gemäß Art. 7 Abs. 1 B-VG. 

Der ÖIF als staatlich finanzierter und weisungsgebundener Bundesfonds war nach Auffassung 
der TKG verpflichtet, bei einer derart weitreichenden politischen Instrumentalisierung seiner 
Studienergebnisse — insbesondere angesichts der in der Kommentarspalte dokumentierten 
volksverhetzenden Inhalte — unverzüglich öffentlich Stellung zu nehmen und einer 
missbräuchlichen Verwendung entgegenzutreten. Diese Schutzpflicht ergibt sich unmittelbar 
aus: 
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1-)Art. 7 Abs. 1 B-VG (Gleichheitsgebot und Verbot von Vorrechten des 
Bekenntnisses); 
2-) Art. 9 EMRK i.V.m. Art. 14 EMRK (Religionsfreiheit und 
Diskriminierungsverbot); 
3-) § 33 Abs. 1 GlBG (Belästigung und Benachteiligung aufgrund der 
Religionszugehörigkeit im außerberuflichen Bereich); 
4-) der aus der staatlichen Finanzierung resultierenden erhöhten Sorgfaltspflicht 
gegenüber verfassungsrechtlich geschützten Minderheiten. 

Das vollständige Unterlassen jeglicher Schutzmaßnahmen durch den ÖIF angesichts 
nachweislich volksverhetzender öffentlicher Reaktionen ist nach Auffassung der TKG als 
Verletzung dieser staatlichen Schutzpflicht einzustufen. Zur vollständigen Dokumentation der 
politischen Verwertung, der institutionellen Verflechtung sowie der historischen Kontinuität 
dieser Stigmatisierungspraxis wird auf Beilage ./11 verwiesen. 
 

VII. Rechtliche Grundlagen 

VII.1. Mittelbare Diskriminierung nach dem Gleichbehandlungsgesetz (vgl. §§ 19 und 
33 GlBG) 

Das Gleichbehandlungsgesetz definiert mittelbare Diskriminierung als dem Anschein nach 
neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren, die Personen aufgrund eines gesetzlich 
geschützten Merkmals – insbesondere aufgrund ihrer Religion oder ihrer ethnischen 
Zugehörigkeit – gegenüber anderen Personen in besonderer Weise benachteiligen können, 
sofern diese nicht durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt und die eingesetzten 
Mittel angemessen und erforderlich sind. 

Entscheidend ist nicht, ob eine Maßnahme ausdrücklich diskriminierend formuliert ist. 
Maßgeblich ist vielmehr, ob ihre tatsächliche Struktur, ihr methodischer Aufbau oder ihre 
objektive gesellschaftliche Wirkung geeignet sind, eine geschützte Gruppe in besonderer 
Weise zu benachteiligen. 

Gerade im Bereich öffentlich finanzierter Meinungsforschung ist daher nicht nur zu prüfen, 
welche Begriffe verwendet werden, sondern auch, wie eine Studie aufgebaut ist, welche 
Gruppen miteinander verglichen werden, welche Kategorien ausgewählt werden und welche 
gesellschaftlichen Wirkungen eine solche Darstellung entfalten kann. 

Nach Auffassung der Antragstellerin erfüllt das Integrationsbarometer 02/2025 diese 
Voraussetzungen, weil eine geschützte Religionsgemeinschaft auf derselben Bewertungsskala 
wie migrations- und aufenthaltsrechtliche Statusgruppen dargestellt und dadurch in einen 
problemorientierten Zusammenhang gestellt wird. 
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VII.2 Förderungsmaßnahmen des Bundes gemäß §§ 14, 28 und 40 GlBG 

Von besonderer rechtlicher Bedeutung ist der ausdrückliche Hinweis ( Brief, am 15.05.2026 
an die TKG) der Gleichbehandlungsanwaltschaft, wonach im vorliegenden Fall die 
Bestimmungen des Gleichbehandlungsgesetzes zu Förderungsmaßnahmen (§§ 14, 28 und 40 
GlBG) „beachtlich sein könnten“. 

Diese Einschätzung ist von erheblicher Tragweite. Sie bedeutet, dass nicht nur die inhaltliche 
Ausgestaltung des Integrationsbarometers 02/2025 gleichbehandlungsrechtlich zu prüfen ist, 
sondern darüber hinaus die grundlegende Frage, ob öffentliche Mittel des Bundes überhaupt 
für eine Studie verwendet werden durften, deren methodische Struktur und öffentliche 
Wirkung nach Auffassung der Antragstellerin geeignet sind, eine gesetzlich geschützte 
Religionsgemeinschaft sowie Menschen mit Migrationshintergrund pauschal herabzusetzen, 
gesellschaftlich zu stigmatisieren und mittelbar zu benachteiligen. 

Die §§ 14, 28 und 40 GlBG bringen einen zentralen Rechtsgrundsatz zum Ausdruck: Der 
Bund darf Förderungen und sonstige öffentliche Mittel nur solchen natürlichen oder 
juristischen Personen sowie Institutionen gewähren, die die Bestimmungen des 
Gleichbehandlungsgesetzes beachten. 

Damit hat der Gesetzgeber unmissverständlich klargestellt, dass öffentliche Gelder nicht dazu 
verwendet werden dürfen, Projekte, Maßnahmen, Studien oder sonstige Vorhaben zu 
finanzieren, wenn begründete Anhaltspunkte dafür bestehen, dass diese geeignet sind, 
Personen oder Gruppen aufgrund ihrer ethnischen Zugehörigkeit, ihrer Religion oder anderer 
gesetzlich geschützter Merkmale zu benachteiligen. 

Der vorliegende Fall wirft daher eine über den Einzelfall hinausgehende Grundsatzfrage auf: 

Dürfen Bundesmittel eingesetzt werden, um eine als wissenschaftliche Meinungsforschung 
präsentierte Studie zu finanzieren, die nach Auffassung der Antragstellerin geeignet ist, 
Muslime und Menschen mit Migrationshintergrund pauschal als gesellschaftliches 
Problemfeld darzustellen und dadurch bestehende Vorurteile institutionell zu verstärken? 

Sollte sich dieser Verdacht bestätigen, wäre nicht nur die inhaltliche Gestaltung der Studie 
gleichbehandlungsrechtlich problematisch, sondern bereits die Verwendung öffentlicher 
Mittel für ihre Erstellung und Verbreitung würde in einem erheblichen Spannungsverhältnis 
zu den §§ 14, 28 und 40 GlBG stehen. 

Gerade weil das Integrationsbarometer 02/2025 aus Bundesmitteln finanziert, von einer 
weisungsgebundenen Einrichtung des Bundes veröffentlicht und in der öffentlichen 
Kommunikation politisch verwertet wurde, kommt der Prüfung dieser Bestimmungen im 
vorliegenden Verfahren besondere Bedeutung zu. 

Die Antragstellerin ersucht die Gleichbehandlungskommission daher ausdrücklich, auch zu 
prüfen, ob die Finanzierung und Veröffentlichung des Integrationsbarometers 02/2025 mit 
den gleichbehandlungsrechtlichen Voraussetzungen für die Vergabe und Verwendung 
öffentlicher Mittel vereinbar war. 
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VII.3 Religionsfreiheit gemäß Art. 9 EMRK und Art. 10 GRC 

Art. 9 der Europäischen Menschenrechtskonvention schützt die Gedanken-, Gewissens- und 
Religionsfreiheit. 

Art. 10 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union garantiert das Recht auf 
Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit in gleicher Weise. 

Diese Grundrechte verpflichten staatliche Stellen und staatsnahe Einrichtungen zu besonderer 
Zurückhaltung und Neutralität gegenüber Religionsgemeinschaften. 

Religion darf nicht als gesellschaftliches Problem, Belastungsfaktor oder Risikomerkmal 
behandelt werden. 

Wird eine Religionsgemeinschaft in einer staatlich finanzierten Studie systematisch als 
Gegenstand negativer Mehrheitsbewertungen dargestellt, berührt dies den Schutzbereich 
dieser Grundrechte. 

VII.4 Diskriminierungsverbot gemäß Art. 14 EMRK 

Art. 14 EMRK verbietet Diskriminierungen insbesondere aufgrund der Religion, der 
ethnischen Herkunft oder anderer persönlicher Merkmale. 

Dieses Diskriminierungsverbot gilt für alle staatlichen Maßnahmen sowie für Handlungen 
öffentlich-rechtlicher Einrichtungen, deren Verhalten dem Staat zugerechnet werden kann. 

VII.5 Gleichheitsgrundsatz gemäß Art. 7 B-VG 

Art. 7 Bundes-Verfassungsgesetz garantiert die Gleichheit aller Menschen vor dem Gesetz. 

Aus diesem Grundsatz folgt, dass staatliche Einrichtungen und öffentlich-rechtliche 
Institutionen keine Bevölkerungsgruppe ohne sachliche Rechtfertigung schlechterstellen oder 
unter Generalverdacht stellen dürfen. 

VII.6 Staatliche Neutralität gegenüber Religionsgemeinschaften 

Der demokratische Rechtsstaat ist zur religiösen und weltanschaulichen Neutralität 
verpflichtet. 

Der Staat darf keine Religionsgemeinschaft privilegieren, benachteiligen oder durch 
öffentlich finanzierte Studien als gesellschaftliches Problemfeld darstellen. 

Diese Neutralitätspflicht gilt in besonderem Maße für staatlich finanzierte 
Meinungsforschung, die den Anspruch wissenschaftlicher Objektivität erhebt. 

VII.7 Weisungsbindung und staatliche Zurechenbarkeit des ÖIF 
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Der Österreichische Integrationsfonds ist eine Rechtskörperschaft öffentlichen Rechts und 
gemäß § 25 Abs. 2 Integrationsgesetz gegenüber der zuständigen Bundesministerin 
weisungsgebunden. 

Die Finanzierung, Veröffentlichung und politische Verwendung des Integrationsbarometers 
02/2025 sind daher dem staatlichen Verantwortungsbereich zuzurechnen. 

Der Staat trägt somit auch die Verantwortung dafür, dass öffentlich finanzierte Studien die 
Grundrechte, das Gleichbehandlungsrecht und die Prinzipien wissenschaftlicher Sorgfalt 
beachten. 
 
VII. 8. Internationale menschenrechtliche Rahmenbedingungen 

Die vorliegende Beschwerde ist nicht nur im Lichte des österreichischen 
Gleichbehandlungsrechts zu beurteilen, sondern auch vor dem Hintergrund internationaler 
und europäischer Menschenrechtsstandards, die bei der Auslegung des 
Gleichbehandlungsgesetzes, der Europäischen Menschenrechtskonvention und der 
Grundrechtecharta der Europäischen Union zu berücksichtigen sind. 

In der internationalen menschenrechtlichen und europarechtlichen Diskussion wird seit Jahren 
ausdrücklich darauf hingewiesen, dass Diskriminierung und Rassismus nicht ausschließlich 
auf biologischen Kategorien beruhen müssen. Auch kulturelle und religiöse Zuschreibungen 
können dieselbe ausgrenzende und diskriminierende Wirkung entfalten, wenn Menschen als 
homogene, unveränderliche Gruppen dargestellt und pauschal mit gesellschaftlichen 
Problemen verknüpft werden. 

Der Europarat hat über die Europäische Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI) 
in seiner revidierten General Policy Recommendation No. 5 über die Verhinderung und 
Bekämpfung von Anti-Muslim Racism and Discrimination ausdrücklich festgestellt: 

„Anti-Muslim hatred and prejudice are widespread and deeply rooted in society, and may be 
manifested in public discourse, institutional practices and political life.“ 

„Feindseligkeit und Vorurteile gegenüber Musliminnen und Muslimen sind in der 
Gesellschaft weit verbreitet und tief verwurzelt und können sich im öffentlichen Diskurs, in 
institutionellen Praktiken und im politischen Leben manifestieren.“ 

Quelle: 
https://www.coe.int/en/web/european-commission-against-racism-and-
intolerance/recommendation-no.5 

ECRI erläutert in diesem Zusammenhang ferner das Konzept der „Racialisation“ wie folgt: 

„Racialisation refers to the process by which people are assigned characteristics and treated as 
homogeneous and unchangeable groups on the basis of perceived traits such as religion, 
culture or ethnicity.“ 

„Rassialisierung bezeichnet den Prozess, durch den Menschen aufgrund zugeschriebener 
Merkmale wie Religion, Kultur oder ethnischer Herkunft mit bestimmten Eigenschaften 
versehen und als homogene sowie unveränderliche Gruppen behandelt werden.“ 

https://www.coe.int/en/web/european-commission-against-racism-and-intolerance/recommendation-no.5
https://www.coe.int/en/web/european-commission-against-racism-and-intolerance/recommendation-no.5
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Quelle: 
https://www.coe.int/en/web/european-commission-against-racism-and-intolerance/general-
policy-recommendations 

Die Vereinten Nationen weisen im Rahmen ihrer menschenrechtlichen Berichterstattung über 
zeitgenössische Formen von Rassismus ausdrücklich darauf hin: 

„Contemporary racism and xenophobia are frequently expressed through cultural and 
religious discrimination, including anti-Muslim hatred.“ 

„Zeitgenössischer Rassismus und Fremdenfeindlichkeit äußern sich häufig in Form kultureller 
und religiöser Diskriminierung, einschließlich antimuslimischer Feindseligkeit.“ 

Quelle: 
https://www.ohchr.org/en/special-procedures/sr-racism 

Der Sonderberichterstatter der Vereinten Nationen über Religions- und 
Weltanschauungsfreiheit betont ergänzend: 

„Differential treatment based on religion or belief may amount to discrimination when it has 
the purpose or effect of nullifying or impairing the recognition, enjoyment or exercise of 
human rights and fundamental freedoms.“ 

„Eine unterschiedliche Behandlung aufgrund von Religion oder Weltanschauung kann eine 
Diskriminierung darstellen, wenn sie bezweckt oder bewirkt, dass die Anerkennung, der 
Genuss oder die Ausübung der Menschenrechte und Grundfreiheiten aufgehoben oder 
beeinträchtigt wird.“ 

Quelle: 
https://www.ohchr.org/en/special-procedures/sr-religion-or-belief 

Diese internationalen und europäischen Grundsätze machen deutlich, dass Diskriminierung 
nicht nur in offen biologisch-rassistischen Kategorien auftreten kann. Werden kulturelle oder 
religiöse Unterschiede wie unveränderliche Eigenschaften behandelt und mit 
gesellschaftlichen Problemen verknüpft, spricht die internationale Fachliteratur von 
Kulturalismus, „cultural racism“, „neo-racism“ oder von „Rassismus ohne Rassen“. 

Dabei wird die tatsächliche Vielfalt innerhalb religiöser und kultureller Gruppen 
ausgeblendet. Individuen werden nicht mehr als eigenständige Personen mit unterschiedlichen 
Lebensentwürfen wahrgenommen, sondern auf eine zugeschriebene kollektive Identität 
reduziert, die sodann pauschal mit gesellschaftlichen Risiken, Defiziten oder 
Bedrohungsszenarien verbunden wird. 

Nach Auffassung der Antragstellerin ist dieser internationale Auslegungsrahmen für die 
Beurteilung des Integrationsbarometers 02/2025 von unmittelbarer Bedeutung. Wenn 
Angehörige einer gesetzlich geschützten Religionsgemeinschaft über Jahre hinweg gesondert 
erhoben und wiederholt als eigenständige gesellschaftliche Problemkategorie dargestellt 
werden, wirft dies erhebliche gleichbehandlungsrechtliche und menschenrechtliche Fragen 
auf. 

https://www.coe.int/en/web/european-commission-against-racism-and-intolerance/general-policy-recommendations
https://www.coe.int/en/web/european-commission-against-racism-and-intolerance/general-policy-recommendations
https://www.ohchr.org/en/special-procedures/sr-racism
https://www.ohchr.org/en/special-procedures/sr-religion-or-belief
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Die vorstehend zitierten internationalen Standards bilden daher einen wesentlichen 
ergänzenden Auslegungsrahmen für das Gleichbehandlungsgesetz, insbesondere für die §§ 19 
und 33 GlBG, sowie für die in Art. 9 und Art. 14 EMRK, Art. 10 und Art. 21 GRC sowie Art. 
7 B-VG verankerten Schutzgarantien. 

Sie bestätigen, dass auch kulturell und religiös vermittelte Formen pauschaler Zuschreibung, 
Racialisation und institutioneller Problematisierung diskriminierungsrelevante Wirkungen 
entfalten können, selbst wenn sie nicht auf biologischen Kategorien beruhen. 

VII.9 Gesamtwürdigung der rechtlichen Ausgangslage 

Die dargestellten gesetzlichen, verfassungsrechtlichen und internationalen 
menschenrechtlichen Bestimmungen bilden einen einheitlichen Prüfungsmaßstab. 

Wenn eine staatlich finanzierte Meinungsforschungsstudie geeignet ist, eine gesetzlich 
geschützte Religionsgemeinschaft sowie mit ihr verbundene ethnische Gruppen pauschal als 
gesellschaftliches Problemfeld erscheinen zu lassen, bestehende Vorurteile zu verstärken und 
Benachteiligungen im Alltag, im Arbeitsleben, im Wirtschaftsleben sowie im Kontakt mit 
Behörden zu begünstigen, ist sowohl zu prüfen, 

ob eine mittelbare Diskriminierung nach dem Gleichbehandlungsgesetz (insbesondere im 
Sinne der §§ 19 und 33 GlBG) vorliegt, 

als auch, ob die Verwendung öffentlicher Mittel mit den Bestimmungen des 
Gleichbehandlungsgesetzes zu Förderungsmaßnahmen gemäß §§ 14, 28 und 40 GlBG 
vereinbar war. 

Die Antragstellerin ist nach umfassender Prüfung der Auffassung, dass diese 
Voraussetzungen im vorliegenden Fall erfüllt sein können und daher eine umfassende 
rechtliche Prüfung durch die Gleichbehandlungskommission erforderlich ist. 

VIII. Betroffene Gruppen und gesellschaftliche Auswirkungen 

VIII.1 Personen muslimischen Glaubens 

Von den Auswirkungen des Integrationsbarometers 02/2025 sind in erster Linie Menschen 
muslimischen Glaubens betroffen, die in Österreich leben, arbeiten, Steuern zahlen, 
Unternehmen führen, Vereine tragen und als gleichberechtigte Bürgerinnen und Bürger am 
gesellschaftlichen Leben teilnehmen. 

Es handelt sich um hunderttausende Menschen mit sehr unterschiedlichen ethnischen, 
sprachlichen, sozialen, kulturellen und politischen Hintergründen. Die Zugehörigkeit zum 
Islam ist weder ein einheitliches politisches Programm noch ein soziales Problemmerkmal, 
sondern Ausdruck eines verfassungs- und menschenrechtlich geschützten Grundrechts. 

Wird diese Religionszugehörigkeit in einer staatlich finanzierten Meinungsforschungsstudie 
wiederholt als Gegenstand negativer Mehrheitsbewertungen dargestellt, kann dies den 
Eindruck verstärken, dass die betroffene Religionsgemeinschaft insgesamt als schwer 
integrierbar, konfliktträchtig oder problematisch angesehen werden müsse. 
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Eine solche Darstellung ist geeignet, das gesellschaftliche Ansehen, das Sicherheitsgefühl und 
die gleichberechtigte Teilhabe der Betroffenen zu beeinträchtigen. 

 

 

VIII.2 Menschen mit Migrationshintergrund 

Die Wirkung des Integrationsbarometers 02/2025 beschränkt sich nicht auf Personen 
muslimischen Glaubens im engeren Sinn. In der gesellschaftlichen Wahrnehmung werden 
Religion, Herkunft, Name, Sprache und äußeres Erscheinungsbild häufig miteinander 
verknüpft. Dadurch können auch Menschen betroffen sein, die allein aufgrund ihres Namens, 
ihres Aussehens, ihrer Sprache, ihrer familiären Herkunft oder zugeschriebener kultureller 
Merkmale als „muslimisch“, „fremd“ oder „nicht zugehörig“ wahrgenommen werden. 

Dies betrifft insbesondere Personen mit türkischem, arabischem, bosnischem, afghanischem, 
kurdischem, iranischem, nordafrikanischem oder anderem Migrationshintergrund, unabhängig 
davon, ob sie tatsächlich religiös sind, welcher Religion sie angehören oder ob sie sich selbst 
überhaupt als muslimisch verstehen. 

Gerade diese Form gesellschaftlicher Zuschreibung ist für das Gleichbehandlungsrecht von 
zentraler Bedeutung. Diskriminierung knüpft in der Praxis häufig nicht an die tatsächliche 
Religionszugehörigkeit an, sondern an vermutete oder zugeschriebene Merkmale. 
Entscheidend ist daher nicht, wie sich eine Person selbst definiert, sondern wie sie von Dritten 
wahrgenommen und behandelt wird. 

Das Gleichbehandlungsgesetz schützt ausdrücklich auch vor mittelbarer Diskriminierung 
aufgrund der ethnischen Zugehörigkeit. Damit trägt der Gesetzgeber dem Umstand Rechnung, 
dass Personen nicht nur wegen ihrer tatsächlichen Eigenschaften, sondern auch wegen 
gesellschaftlicher Zuschreibungen benachteiligt werden können. 

Wenn eine staatlich finanzierte Studie den Eindruck vermittelt, eine bestimmte 
Religionsgemeinschaft stelle ein besonderes gesellschaftliches Problem dar, kann sich diese 
Wahrnehmung auf eine wesentlich größere Personengruppe übertragen. Betroffen sind dann 
nicht nur gläubige Musliminnen und Muslime, sondern auch säkulare Menschen, Angehörige 
anderer Religionen sowie Personen, die allein aufgrund äußerer Merkmale oder ihrer 
Herkunft mit dieser Gruppe assoziiert werden. 

Dies kann sich insbesondere auswirken auf 

a) soziale Beziehungen und Nachbarschaft, 

b) Bewerbungs- und Auswahlverfahren, 

c) schulische und akademische Laufbahnen, 

d) geschäftliche und wirtschaftliche Chancen, 

e) Kontakte mit Behörden und Institutionen sowie 
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f) das allgemeine Zugehörigkeitsgefühl zur österreichischen Gesellschaft. 

Nach Auffassung der Antragstellerin entfaltet das Integrationsbarometer 02/2025 daher eine 
gesellschaftliche Wirkung, die weit über die unmittelbare Religionszugehörigkeit hinausgeht. 
Die Studie ist geeignet, nicht nur Musliminnen und Muslime, sondern einen erheblichen Teil 
der österreichischen Bevölkerung mit Migrationshintergrund mittelbar zu erfassen, zu 
stigmatisieren und dadurch in verschiedenen Lebensbereichen zu benachteiligen. 

VIII.3. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

Die möglichen Auswirkungen des Integrationsbarometers 02/2025 beschränken sich nicht auf 
den öffentlichen Diskurs. Sie können sich auch konkret im Arbeitsleben niederschlagen. 
Negative gesellschaftliche Stereotype über eine Religionsgemeinschaft können 
Bewerbungsverfahren, Einstellungsentscheidungen, Beförderungen, betriebliche 
Weiterbildung, Entgeltentwicklung, Arbeitsklima und die Beendigung von 
Arbeitsverhältnissen beeinflussen. 

Das österreichische Gleichbehandlungsgesetz schützt Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
ausdrücklich vor unmittelbarer und mittelbarer Diskriminierung aufgrund der Religion oder 
Weltanschauung. § 17 Abs. 1 GlBG bestimmt: 

„Auf Grund der ethnischen Zugehörigkeit, der Religion oder Weltanschauung, des Alters oder 
der sexuellen Orientierung darf im Zusammenhang mit einem Arbeitsverhältnis niemand 
unmittelbar oder mittelbar diskriminiert werden, insbesondere nicht bei der Begründung des 
Arbeitsverhältnisses, bei der Festsetzung des Entgelts, bei der Gewährung freiwilliger 
Sozialleistungen, bei Maßnahmen der Aus- und Weiterbildung und Umschulung, beim 
beruflichen Aufstieg, insbesondere bei Beförderungen, bei den sonstigen Arbeitsbedingungen 
und bei der Beendigung des Arbeitsverhältnisses.“ 

Quelle: 
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=
20003395&Paragraf=17 

Diese gesetzliche Aufzählung zeigt, dass das Gleichbehandlungsrecht den Schutz vor 
Diskriminierung im Arbeitsleben umfassend versteht. Es geht nicht nur um die formale 
Einstellung oder Ablehnung einer Bewerbung, sondern um die gesamte berufliche Laufbahn: 
Zugang zum Arbeitsplatz, Entgelt, Sozialleistungen, Weiterbildung, beruflicher Aufstieg, 
Arbeitsbedingungen und Beendigung des Arbeitsverhältnisses. 

Wenn eine staatlich finanzierte Studie eine bestimmte Religionsgemeinschaft wiederholt als 
gesellschaftliches Problemfeld erscheinen lässt, kann dies mittelbar genau jene 
Wahrnehmungen verstärken, die das Gleichbehandlungsgesetz im Arbeitsleben verhindern 
will. Wer aufgrund seines Namens, seiner religiösen Zugehörigkeit, seines äußeren 
Erscheinungsbildes, seiner Sprache oder seiner zugeschriebenen kulturellen Herkunft mit 
negativen gesellschaftlichen Zuschreibungen konfrontiert wird, kann im Erwerbsleben 
benachteiligt werden, ohne dass dies offen ausgesprochen werden muss. 

Gerade mittelbare Diskriminierung wirkt häufig nicht durch offene Ablehnung, sondern durch 
scheinbar neutrale Entscheidungen. Eine Bewerbung wird nicht wegen der Religion 
abgelehnt, sondern angeblich wegen „fehlender Passung“. Eine Beförderung bleibt aus, weil 
jemand angeblich „nicht ins Team passt“. Eine Kundendienstposition wird nicht vergeben, 

https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003395&Paragraf=17
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003395&Paragraf=17
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weil man „Konflikte vermeiden“ möchte. Solche Entscheidungen können durch 
gesellschaftliche Stereotype beeinflusst werden, ohne dass die diskriminierende Grundlage 
ausdrücklich benannt wird. 

Das Integrationsbarometer 02/2025 ist nach Auffassung der Antragstellerin geeignet, solche 
Stereotype zu verstärken. Wenn öffentlich finanziert, staatlich präsentiert und medial 
verbreitet der Eindruck entsteht, das „Zusammenleben mit Muslimen“ sei in besonderer 
Weise schwierig, kann dies auch in Betrieben, Personalabteilungen und Führungsebenen 
unbewusst oder bewusst wirksam werden. Die normative Wirkung einer solchen Studie endet 
nicht bei der politischen Debatte. Sie kann in konkrete berufliche Chancen und Risiken 
übersetzt werden. 

Auch die Europäische Union schützt Religion und Weltanschauung ausdrücklich im Bereich 
Beschäftigung und Beruf. Die Richtlinie 2000/78/EG schafft einen allgemeinen Rahmen zur 
Bekämpfung von Diskriminierung wegen Religion oder Weltanschauung, Behinderung, Alter 
oder sexueller Orientierung in Beschäftigung und Beruf. Die Europäische Kommission hält 
dazu fest, dass diese Richtlinie unmittelbare und mittelbare Diskriminierung, Belästigung und 
Anweisung zur Diskriminierung aufgrund von Religion oder Weltanschauung im Bereich 
Beschäftigung und Beruf verbietet.  

Der Zweck der Richtlinie 2000/78/EG wird in Art. 1 wie folgt beschrieben: 

„The purpose of this Directive is to lay down a general framework for combating 
discrimination on the grounds of religion or belief, disability, age or sexual orientation as 
regards employment and occupation, with a view to putting into effect in the Member States 
the principle of equal treatment.“ 

„Zweck dieser Richtlinie ist die Schaffung eines allgemeinen Rahmens zur Bekämpfung der 
Diskriminierung wegen Religion oder Weltanschauung, Behinderung, Alter oder sexueller 
Orientierung in Beschäftigung und Beruf, um in den Mitgliedstaaten den Grundsatz der 
Gleichbehandlung zu verwirklichen.“ 

Quelle: 
https://eur-lex.europa.eu/eli/dir/2000/78/oj/eng 

Damit ist klar: Das Arbeitsleben ist ein besonders geschützter Bereich. Eine staatlich 
finanzierte Meinungsforschungsstudie, die geeignet ist, eine Religionsgemeinschaft als 
gesellschaftliches Problemfeld zu rahmen, ist auch unter diesem Gesichtspunkt zu beurteilen. 
Denn solche Rahmungen können die Voraussetzungen dafür schaffen, dass Vorurteile in 
beruflichen Auswahl- und Bewertungsprozessen als scheinbar sachliche Einschätzungen 
auftreten. 

Besonders problematisch ist, dass viele Betroffene nicht offen als „Muslime“ auftreten 
müssen, um von solchen Zuschreibungen betroffen zu sein. Es genügt häufig ein Name, ein 
Akzent, ein äußeres Erscheinungsbild, ein Herkunftsbezug, ein religiöses Symbol oder eine 
zugeschriebene kulturelle Zugehörigkeit. Diskriminierung im Arbeitsleben knüpft daher nicht 
nur an tatsächlich gelebte Religion an, sondern oft auch an vermutete Religion oder 
zugeschriebene Herkunft. 

Dadurch entsteht eine doppelte Benachteiligungsgefahr. Einerseits können Personen 
muslimischen Glaubens aufgrund ihrer tatsächlichen Religionszugehörigkeit betroffen sein. 

https://eur-lex.europa.eu/eli/dir/2000/78/oj/eng?utm_source=chatgpt.com
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Andererseits können auch Menschen mit Migrationshintergrund, die gar nicht religiös sind 
oder sich selbst nicht als muslimisch verstehen, aufgrund äußerer oder namentlicher 
Zuschreibungen in dieselbe Problemkategorie eingeordnet werden. Gerade diese 
Zuschreibungspraxis ist im Lichte des Gleichbehandlungsrechts besonders relevant. 

Das österreichische Informationsportal oesterreich.gv.at fasst das Gleichbehandlungsgebot 
allgemein dahin zusammen, dass niemand aufgrund von Geschlecht, Alter, ethnischer 
Zugehörigkeit, Religion oder Weltanschauung, sexueller Orientierung oder Behinderung 
benachteiligt werden darf. Für das Arbeitsleben wird ausdrücklich auf Arbeitsplatzsuche, 
Einstellung, Bezahlung und Beförderung verwiesen.  

Damit zeigt sich: Die rechtliche Schutzrichtung des Gleichbehandlungsrechts deckt genau 
jene Lebensbereiche ab, in denen stigmatisierende Studienwirkungen praktisch relevant 
werden können. Es geht nicht um abstrakte Empfindlichkeit, sondern um reale Chancen auf 
Arbeit, Aufstieg, Sicherheit und Anerkennung. 

Eine öffentlich finanzierte Studie mit hoher medialer Reichweite kann in diesem 
Zusammenhang wie ein Verstärker wirken. Sie liefert scheinbar objektive Begründungen für 
bereits vorhandene Vorbehalte. Wenn etwa in einer Personalentscheidung unbewusst das Bild 
entsteht, eine bestimmte Religionsgruppe sei gesellschaftlich konfliktträchtig, schwer 
integrierbar oder mit Sicherheitsrisiken verbunden, kann dies Auswirkungen auf die 
Einschätzung von Verlässlichkeit, Teamfähigkeit, Kundenkontakt oder Führungsfähigkeit 
haben. 

Solche Wirkungen sind gerade deshalb schwer nachweisbar, weil sie selten offen 
ausgesprochen werden. Niemand wird in einem Absageschreiben schreiben, eine Bewerberin 
oder ein Bewerber sei wegen muslimischer Zuschreibung unerwünscht. Stattdessen 
erscheinen die Entscheidungen als neutral, betriebswirtschaftlich oder organisationsbezogen. 
Genau deshalb ist das Konzept der mittelbaren Diskriminierung für diesen Fall zentral. 

Auch Belästigung im Arbeitsleben ist im Gleichbehandlungsgesetz geregelt. § 21 GlBG stellt 
klar, dass eine unerwünschte Verhaltensweise, die mit einem der geschützten Gründe nach § 
17 GlBG im Zusammenhang steht, eine Belästigung darstellen kann, wenn sie die Würde der 
betroffenen Person verletzt oder ein einschüchterndes, feindseliges, entwürdigendes, 
beleidigendes oder demütigendes Umfeld schafft.  

Eine öffentliche Studie, die eine Religionsgemeinschaft als Problemfeld erscheinen lässt, 
kann daher auch mittelbar das betriebliche Klima beeinflussen. Sie kann abwertende 
Bemerkungen, generalisierende Aussagen oder misstrauische Haltungen gegenüber 
Kolleginnen und Kollegen muslimischen Glaubens begünstigen. Solche Wirkungen müssen 
nicht beabsichtigt sein, um rechtlich und gesellschaftlich relevant zu sein. 

Die Antragstellerin weist daher darauf hin, dass das Integrationsbarometer 02/2025 nicht nur 
eine politische oder mediale Debatte beeinflusst. Es kann auch in arbeitsweltliche 
Zusammenhänge hineinwirken. Wer gesellschaftlich als Teil einer problematisierten 
Religionsgruppe markiert wird, trägt dieses Stigma nicht nur in Diskussionen, sondern auch in 
Bewerbungen, in Teamsitzungen, in Kundengesprächen, in Beförderungsentscheidungen und 
in betrieblichen Konfliktsituationen. 

Gerade Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer befinden sich häufig in strukturell schwächeren 
Positionen. Sie sind auf faire Auswahlverfahren, sachliche Leistungsbeurteilungen, 
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diskriminierungsfreie Arbeitsbedingungen und ein respektvolles Arbeitsumfeld angewiesen. 
Wenn staatlich finanzierte Forschung dazu beiträgt, pauschale Negativbilder über eine 
Religionsgemeinschaft zu legitimieren, kann dies die Schutzfunktion des 
Gleichbehandlungsrechts unterlaufen. 

Nach Auffassung der Antragstellerin ist daher zu prüfen, ob das Integrationsbarometer 
02/2025 geeignet ist, bestehende Diskriminierungsrisiken im Arbeitsleben zu verschärfen. 
Dies betrifft insbesondere Bewerbungsverfahren, beruflichen Aufstieg, Arbeitsbedingungen, 
betriebliche Integration, Kundenkontakt, interne Kommunikation und den Schutz vor 
Belästigung. 

Die Antragstellerin vertritt die Auffassung, dass eine mit öffentlichen Mitteln finanzierte 
Studie besondere Sorgfalt walten lassen muss, wenn ihre Ergebnisse geeignet sind, die 
beruflichen Chancen einer gesetzlich geschützten Gruppe mittelbar zu beeinträchtigen. 
Staatlich finanzierte Forschung darf nicht zur Grundlage oder Legitimation jener Vorurteile 
werden, die das Gleichbehandlungsgesetz im Arbeitsleben gerade verhindern will. 

VIII.4 Unternehmerinnen und Unternehmer 

Die möglichen Auswirkungen des Integrationsbarometers 02/2025 beschränken sich nicht auf 
das Arbeitsleben im engeren Sinn. Sie können sich auch unmittelbar auf selbständige 
Unternehmerinnen und Unternehmer, Gewerbetreibende, Freiberuflerinnen und Freiberufler 
sowie auf Unternehmen auswirken, deren Eigentümerinnen und Eigentümer, 
Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer oder Beschäftigte einer gesetzlich geschützten 
Religionsgemeinschaft angehören oder denen eine solche Zugehörigkeit zugeschrieben wird. 

Die österreichische Wirtschaft ist in hohem Maße von unternehmerischer Vielfalt geprägt. 
Tausende Unternehmen in Österreich werden von Menschen mit Migrationshintergrund oder 
von Unternehmerinnen und Unternehmern muslimischen Glaubens geführt. Diese 
Unternehmen leisten seit Jahrzehnten einen wesentlichen Beitrag zu Beschäftigung, 
Steueraufkommen, Nahversorgung, Export, Innovation und gesellschaftlicher Stabilität. 

Das Gleichbehandlungsgesetz schützt nicht nur Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
sondern auch den Zugang zu selbständiger Erwerbstätigkeit und zu sonstigen Formen 
wirtschaftlicher Betätigung. § 31 GlBG bestimmt ausdrücklich: 

„Auf Grund der ethnischen Zugehörigkeit, der Religion oder Weltanschauung, des Alters oder 
der sexuellen Orientierung darf niemand unmittelbar oder mittelbar diskriminiert werden 
beim Zugang zu und bei der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, die der 
Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, einschließlich von Wohnraum.“ 

Quelle: 
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=
20003395&Paragraf=31 

Darüber hinaus schützt das unionsrechtliche Diskriminierungsverbot auch den Zugang zu 
selbständiger Erwerbstätigkeit, zu unternehmerischen Tätigkeiten, zu 
Finanzierungsmöglichkeiten, zu Geschäftsbeziehungen sowie zu öffentlichen und privaten 
Märkten. 

https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003395&Paragraf=31
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003395&Paragraf=31
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Wenn eine staatlich finanzierte Studie eine bestimmte Religionsgemeinschaft wiederholt als 
gesellschaftliches Problemfeld darstellt, kann dies mittelbar auch wirtschaftliche 
Entscheidungen beeinflussen.  
 
 

 

Die Wirkung solcher Stigmatisierungen kann sich auf vielfältige Weise manifestieren, 
insbesondere durch 

a) eine geringere Kundennachfrage, 

b) einen erschwerten Zugang zu Finanzierungen, 

c) ungünstigere Kreditkonditionen, 

d) erhöhte Versicherungsprämien, 

e) eine erschwerte Suche nach geeigneten Geschäftsstandorten, 

f) Reputationsschäden, 

g) den Ausschluss aus wirtschaftlichen Netzwerken und Kooperationsstrukturen sowie 

h) eine insgesamt verschlechterte Marktposition. 

Unternehmerische Entscheidungen erfolgen häufig unter Unsicherheit und beruhen nicht 
ausschließlich auf objektiv messbaren Kriterien. Reputation, Vertrauen, Image und 
gesellschaftliche Wahrnehmung spielen im Wirtschaftsleben eine zentrale Rolle. Wird eine 
Religionsgemeinschaft im öffentlichen Diskurs wiederholt mit Konflikten, 
Integrationsproblemen oder sicherheitspolitischen Bedrohungsszenarien in Verbindung 
gebracht, kann dies auch die Wahrnehmung von Unternehmen beeinflussen, deren 
Inhaberinnen oder Inhaber dieser Gruppe angehören oder ihr zugerechnet werden. 

Gerade kleine und mittlere Unternehmen sind in besonderem Maß auf Vertrauen angewiesen. 
Eine Bäckerei, ein Restaurant, ein Handelsunternehmen, eine Arztpraxis, ein IT-
Unternehmen, ein Beratungsunternehmen oder ein Industriebetrieb kann wirtschaftlich 
erheblich beeinträchtigt werden, wenn Kundinnen und Kunden, Geschäftspartner oder 
Kreditgeber unbewusst von gesellschaftlich verstärkten Vorurteilen beeinflusst werden. 

Die Wirkung solcher Stigmatisierungen kann sich auf vielfältige Weise manifestieren, 
insbesondere in Form einer geringeren Kundennachfrage, eines erschwerten Zugangs zu 
Finanzierungen, ungünstigerer Kreditkonditionen, erhöhter Versicherungsprämien, einer 
erschwerten Suche nach geeigneten Geschäftsstandorten, von Reputationsschäden, des 
Ausschlusses aus wirtschaftlichen Netzwerken und Kooperationsstrukturen sowie einer 
insgesamt verschlechterten Marktposition. 

Besonders problematisch ist, dass wirtschaftliche Benachteiligungen häufig nicht offen 
begründet werden. Eine Geschäftsbeziehung kommt angeblich „aus strategischen Gründen“ 
nicht zustande. Ein Kredit wird mit „Bonitätsüberlegungen“ abgelehnt. Eine Kooperation 
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wird mit „fehlender Passung“ beendet. Hinter solchen formal neutralen Entscheidungen 
können jedoch gesellschaftliche Vorurteile und unbewusste Zuschreibungen stehen. 

Genau aus diesem Grund ist das Konzept der mittelbaren Diskriminierung für das 
Wirtschaftsleben von zentraler Bedeutung. Es schützt vor Entscheidungen, die äußerlich 
neutral erscheinen, tatsächlich aber bestimmte Gruppen strukturell benachteiligen. 

Das Integrationsbarometer 02/2025 ist nach Auffassung der Antragstellerin geeignet, solche 
Mechanismen zusätzlich zu verstärken. Wenn öffentlich finanziert, staatlich präsentiert und 
medial verbreitet der Eindruck entsteht, eine bestimmte Religionsgemeinschaft stelle ein 
besonderes gesellschaftliches Problem dar, kann dies wirtschaftliche Entscheidungen ebenso 
beeinflussen wie behördliche oder politische Entscheidungen. 

Auch Unternehmen, die selbst keine religiöse Agenda verfolgen, können auf gesellschaftliche 
Stimmungen reagieren. Geschäftspartner, Banken, Versicherungen, Vermieter und Kundinnen 
oder Kunden orientieren sich häufig an Images, Erwartungen und Wahrnehmungen. Wird eine 
Religionsgemeinschaft wiederholt problematisiert, kann dies zu einem wirtschaftlichen Klima 
führen, das für betroffene Unternehmerinnen und Unternehmer strukturell nachteilig ist. 

Hinzu kommt, dass viele österreichische Unternehmen ihre Umsätze in einer pluralistischen 
Gesellschaft erzielen. Kundinnen und Kunden muslimischen Glaubens sowie Menschen mit 
Migrationshintergrund sind ein selbstverständlicher Teil des österreichischen 
Wirtschaftslebens. Eine öffentliche Stigmatisierung dieser Gruppen ist daher nicht nur 
gesellschaftlich problematisch, sondern kann auch gesamtwirtschaftliche Nachteile 
verursachen. 

Die Europäische Union misst dem Schutz vor Diskriminierung im Wirtschaftsleben hohe 
Bedeutung bei. Art. 21 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union verbietet 
ausdrücklich jede Diskriminierung, insbesondere wegen Religion oder Weltanschauung. Art. 
16 GRC garantiert zudem die unternehmerische Freiheit. 

Werden Unternehmerinnen und Unternehmer aufgrund ihrer tatsächlichen oder 
zugeschriebenen Religionszugehörigkeit wirtschaftlich benachteiligt, berührt dies somit 
zugleich das Diskriminierungsverbot und die Freiheit der wirtschaftlichen Betätigung. 

Die Antragstellerin weist darauf hin, dass die Auswirkungen staatlich finanzierter und medial 
verbreiteter Stigmatisierungen nicht an den Werkstoren enden. Sie können sich auf Märkte, 
Investitionen, Kreditbeziehungen, Kundenverhalten und unternehmerische 
Entwicklungschancen auswirken. 

Nach Auffassung der Antragstellerin ist daher zu prüfen, ob das Integrationsbarometer 
02/2025 geeignet ist, bestehende Diskriminierungsrisiken im Wirtschaftsleben zu verschärfen 
und Unternehmerinnen und Unternehmer muslimischen Glaubens oder mit 
Migrationshintergrund mittelbar zu benachteiligen. 

Eine mit öffentlichen Mitteln finanzierte Studie muss besondere Sorgfalt walten lassen, wenn 
ihre Ergebnisse geeignet sind, nicht nur das gesellschaftliche Klima, sondern auch 
wirtschaftliche Chancen und unternehmerische Entwicklungsmöglichkeiten einer gesetzlich 
geschützten Gruppe zu beeinträchtigen. Staatlich finanzierte Forschung darf nicht dazu 
beitragen, jene Vorurteile zu legitimieren oder zu verstärken, die sich im Wirtschaftsleben in 
realen Wettbewerbsnachteilen und wirtschaftlichen Schäden niederschlagen können. 
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VIII.5 Schülerinnen, Schüler und Studierende 

Kinder, Jugendliche und Studierende mit muslimischem Glauben oder mit 
Migrationshintergrund sind in besonderem Maße auf ein diskriminierungsfreies 
gesellschaftliches und institutionelles Umfeld angewiesen. Schule, Ausbildung und 
Hochschule sind zentrale Lebensbereiche, in denen Selbstvertrauen, Leistungsbereitschaft, 
Zugehörigkeitsgefühl und Zukunftsperspektiven entscheidend geprägt werden. 

Werden Angehörige ihrer Religionsgemeinschaft oder ihrer zugeschriebenen Herkunftsgruppe 
im öffentlichen Diskurs wiederholt mit negativen Zuschreibungen konfrontiert, kann dies ihr 
Selbstbild, ihre Motivation, ihre Identitätsentwicklung, ihr Sicherheitsgefühl sowie ihre 
Bildungs- und Entwicklungschancen nachhaltig beeinträchtigen. 

Das österreichische Gleichbehandlungsgesetz schützt auch im Bildungsbereich vor 
Diskriminierung aufgrund der Religion oder ethnischen Zugehörigkeit. Darüber hinaus 
verpflichtet Art. 14 EMRK in Verbindung mit Art. 2 des Ersten Zusatzprotokolls zur EMRK 
sowie Art. 14 und Art. 21 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union dazu, allen 
Menschen einen diskriminierungsfreien Zugang zu Bildung und Ausbildung zu gewährleisten. 

Bildungserfolg hängt nicht allein von individuellen Fähigkeiten ab. Er wird maßgeblich auch 
durch gesellschaftliche Erwartungen, institutionelle Wahrnehmungen und das soziale Klima 
beeinflusst. Wenn junge Menschen den Eindruck gewinnen, dass ihre Religionsgemeinschaft 
oder ihre kulturelle Herkunft öffentlich als Problem, Belastung oder Sicherheitsrisiko 
dargestellt wird, kann dies zu Verunsicherung, Rückzug, Motivationsverlust und 
vermindertem Vertrauen in staatliche Institutionen führen. 

Dies kann sich insbesondere auswirken auf 

a) das Selbstwertgefühl und die Identitätsentwicklung, 

b) die Motivation und Leistungsbereitschaft, 

c) das Zugehörigkeitsgefühl zur Schule, Hochschule und Gesellschaft, 

d) das Vertrauen in Lehrkräfte und staatliche Institutionen, 

e) die aktive Teilnahme am Unterricht und am sozialen Leben, 

f) Bildungsentscheidungen und Zukunftserwartungen sowie 

g) die tatsächlichen Bildungs- und Aufstiegschancen. 

Besonders problematisch ist, dass Kinder und Jugendliche gesellschaftliche Bewertungen 
häufig nicht als abstrakte Debatten wahrnehmen, sondern als Aussagen über ihre eigene 
Person, ihre Familie und ihre Zukunft. Wenn sie erleben, dass Menschen ihrer 
Religionsgemeinschaft öffentlich wiederholt als gesellschaftliches Problem dargestellt 
werden, kann dies das Gefühl vermitteln, trotz individueller Leistungen nicht als 
gleichwertiger Teil der Gesellschaft anerkannt zu werden. 

Auch Lehrkräfte, Schulleitungen, Bildungsberaterinnen und Bildungsberater sowie andere 
Entscheidungsträger im Bildungsbereich sind nicht frei von gesellschaftlichen Einflüssen. 
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Öffentlich verbreitete und staatlich finanzierte Studien können – bewusst oder unbewusst – 
Erwartungen, Einschätzungen und Prognosen über Schülerinnen, Schüler und Studierende 
beeinflussen. 

Das Integrationsbarometer 02/2025 ist nach Auffassung der Antragstellerin geeignet, solche 
Wirkungen zu verstärken. Wenn eine gesetzlich geschützte Religionsgemeinschaft wiederholt 
als besonderes gesellschaftliches Problemfeld dargestellt wird, kann dies auch im 
Bildungsbereich zu pauschalisierenden Wahrnehmungen und mittelbaren Benachteiligungen 
beitragen. 

Eine pluralistische Demokratie lebt davon, dass junge Menschen Vertrauen in die Fairness 
staatlicher Institutionen entwickeln und sich als gleichberechtigter Teil der Gesellschaft 
erleben. Staatlich finanzierte Forschung darf deshalb nicht dazu beitragen, dass Schülerinnen, 
Schüler und Studierende aufgrund ihrer tatsächlichen oder zugeschriebenen 
Religionszugehörigkeit mit strukturellen Nachteilen, geringeren Erwartungen oder 
gesellschaftlicher Ausgrenzung konfrontiert werden. 

Nach Auffassung der Antragstellerin ist daher zu prüfen, ob das Integrationsbarometer 
02/2025 geeignet ist, bestehende Diskriminierungsrisiken im Bildungsbereich zu verstärken 
und Kinder, Jugendliche sowie Studierende muslimischen Glaubens oder mit 
Migrationshintergrund mittelbar zu benachteiligen. 

VIII.6 Auswirkungen im Kontakt mit Behörden 

Die mit öffentlichen Mitteln finanzierte und von einer dem Bund zuzurechnenden Einrichtung 
veröffentlichte Studie Integrationsbarometer 02/2025 ist geeignet, auch Wahrnehmungen und 
Entscheidungen in Behörden und anderen staatlichen Institutionen zu beeinflussen. 

Wenn Angehörige einer gesetzlich geschützten Religionsgemeinschaft wiederholt als 
gesellschaftliches Problem dargestellt werden, kann dies – unabhängig von der Absicht der 
Verantwortlichen – behördliche Einschätzungen und Ermessensentscheidungen mittelbar 
prägen. Dies betrifft insbesondere Verfahren in den Bereichen Bildung, Soziales, 
Arbeitsmarkt, Aufenthaltsrecht, Staatsbürgerschaft und sonstige Verwaltungsverfahren. 

Gerade in Bereichen, in denen gesetzliche Ermessensspielräume bestehen, können 
gesellschaftlich verstärkte Vorurteile unbewusst in Entscheidungsprozesse einfließen. 

Nach Auffassung der Antragstellerin ist daher zu prüfen, ob das Integrationsbarometer 
02/2025 geeignet ist, bestehende Diskriminierungsrisiken im Kontakt mit Behörden zu 
verstärken und Personen muslimischen Glaubens oder mit Migrationshintergrund mittelbar zu 
benachteiligen. 

VIII.7 Auswirkungen in Medien und öffentlicher Kommunikation 

Medien übernehmen Ergebnisse öffentlich finanzierter Studien häufig als scheinbar objektive 
Tatsachen. Dadurch können subjektive Wahrnehmungen der Mehrheitsbevölkerung als 
wissenschaftlich bestätigte Realität erscheinen. Dies verstärkt die Reichweite, Autorität und 
gesellschaftliche Wirkung der zugrunde liegenden Zuschreibungen erheblich. 

Viele Medien in Österreich erhalten direkt oder indirekt öffentliche Förderungen. Gerade 
deshalb kommt ihnen bei der Berichterstattung über staatlich finanzierte Studien eine 
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besondere Verantwortung zu. Sie sollten gegenüber solchen Studien eine kritische Distanz 
wahren und deren Methodik, Annahmen und Schlussfolgerungen eigenständig prüfen, anstatt 
präsentierte Ergebnisse ungeprüft als objektive Tatsachen zu übernehmen. 

Treffen öffentlich finanzierte Studien, öffentlich geförderte Medien und politische 
Kommunikation aufeinander, kann eine erhebliche normative Wirkung entstehen. Subjektive 
Wahrnehmungen und gesellschaftliche Vorurteile erhalten dadurch den Anschein 
wissenschaftlicher Objektivität und werden im öffentlichen Diskurs weiter verstärkt. Dies 
kann zu institutionell verfestigten Stigmatisierungen führen, die sich später nur schwer 
korrigieren lassen. 

In der internationalen menschenrechtlichen und europarechtlichen Diskussion wird seit Jahren 
ausdrücklich darauf hingewiesen, dass Diskriminierung nicht nur in biologischen Kategorien 
auftreten kann. Werden religiöse oder kulturelle Unterschiede als quasi unveränderliche 
Eigenschaften behandelt und pauschal mit gesellschaftlichen Problemen verknüpft, spricht die 
internationale Fachliteratur von Kulturalismus beziehungsweise von einer Form des 
„Rassismus ohne Rassen“ (neo-racism). Dabei wird die tatsächliche Vielfalt innerhalb 
religiöser und kultureller Gruppen ausgeblendet, während pauschale Zuschreibungen 
gegenüber ganzen Bevölkerungsgruppen verstärkt werden. 

Werden Menschen, die einer gesetzlich geschützten Religionsgemeinschaft angehören, in 
staatlich finanzierten Publikationen pauschal als gesellschaftliches Problem dargestellt, kann 
dies – unabhängig von der Absicht der Verantwortlichen – eine erhebliche normative 
Wirkung entfalten. Solche Darstellungen können Wahrnehmungen, Einstellungen und 
Entscheidungen in Behörden, Bildungseinrichtungen, Unternehmen, Medien und anderen 
Institutionen nachhaltig beeinflussen. 

Auch Medien, die ihre Einnahmen überwiegend aus Inseraten der Privatwirtschaft erzielen – 
etwa aus den Bereichen Versicherungen, Banken, Lebensmittelhandel, Gesundheitswirtschaft 
und anderen Branchen –, stehen in einem wirtschaftlichen Zusammenhang mit einer 
vielfältigen Gesellschaft. Zahlreiche dieser Unternehmen erzielen einen Teil ihres Umsatzes 
mit Kundinnen und Kunden muslimischen Glaubens sowie mit Menschen mit 
Migrationshintergrund. Diese Unternehmen haben regelmäßig kein Interesse daran, dass 
potenzielle Kundinnen und Kunden allein aufgrund ihrer Religion oder kulturellen 
Zugehörigkeit pauschal stigmatisiert und infolgedessen diskriminiert werden. 

Eine Entwicklung, bei der staatlich finanzierte und methodisch umstrittene 
Meinungsforschungsstudien gesellschaftliche Vorurteile verstärken, kann langfristig nicht nur 
sozialen Schaden verursachen, sondern auch wirtschaftlich nachteilige Folgen für 
Unternehmen, Medien und die Gesellschaft insgesamt mit sich bringen. 

Besonders bemerkenswert ist, dass die gesonderte Erhebung der Kategorie „Muslime“ im 
Rahmen des Integrationsbarometers auf eine lange institutionelle Kontinuität verweist. Diese 
spezifische Fragestellung wird seit vielen Jahren – zunächst in früheren Studien des 
Österreichischen Integrationsfonds und später im Integrationsbarometer – regelmäßig 
fortgeführt, während andere Religionsgemeinschaften nicht in vergleichbarer Weise als 
eigenständige gesellschaftliche Problemkategorie erhoben werden. 

Gerade diese selektive und über Jahre institutionell verfestigte Beobachtung einer einzigen 
Religionsgemeinschaft wirft die grundsätzliche Frage auf, ob dadurch nicht ein dauerhaftes 
Deutungsmuster geschaffen wird, in dem Angehörige dieser Religionsgemeinschaft – 
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ungeachtet ihrer tatsächlichen Vielfalt und Individualität – wiederholt als besonderes 
gesellschaftliches Problemfeld erscheinen. 

Die Antragstellerin sieht darin ein strukturelles Risiko, dass religiöse Zugehörigkeit nicht 
mehr primär als Ausdruck eines durch Art. 9 EMRK und Art. 10 GRC geschützten 
Grundrechts behandelt wird, sondern faktisch zu einer dauerhaften Kategorie öffentlicher 
Problemwahrnehmung wird. 

Der österreichische Rechtsstaat hat aus den historischen Erfahrungen Europas bewusst 
gesetzliche Schutzmechanismen geschaffen, um institutionell verstärkte Vorurteile und 
pauschale Herabsetzungen gegenüber Minderheiten zu verhindern. Diese gesetzlichen 
Vorgaben sind einzuhalten. Sie dürfen nicht dadurch ausgehöhlt werden, dass 
gesellschaftliche Ressentiments unter dem Deckmantel scheinbar wissenschaftlicher 
Objektivität zusätzliche Legitimation erhalten. 

Andernfalls besteht die Gefahr, dass das Vertrauen in die Neutralität staatlicher Institutionen 
und in die Fairness des demokratischen Rechtsstaates beeinträchtigt wird. Dies kann 
langfristige Folgen für den gesellschaftlichen Zusammenhalt sowie für das Vertrauen in die 
demokratische Ordnung insgesamt nach sich ziehen. Damit wird letztlich auch die res publica 
– das Gemeinwohl als gemeinsame Grundlage der Republik – geschwächt, auf der eine 
funktionierende Demokratie beruht. 

VIII.8 Auswirkungen im gesellschaftlichen Alltag 

Die Folgen stigmatisierender Darstellungen zeigen sich nicht nur in Institutionen, sondern 
auch im täglichen Zusammenleben. 

Sie können sich in Nachbarschaften, Schulen, Vereinen, im öffentlichen Raum und in 
persönlichen Beziehungen in Form von Misstrauen, Distanzierung und Vorurteilen 
manifestieren. 

VIII.9 Institutionell verfestigte Stigmatisierung 

Besonders schwer wiegt, dass das Integrationsbarometer 02/2025 nicht als private 
Meinungsäußerung erscheint, sondern als wissenschaftlich präsentierte, staatlich finanzierte 
und öffentlich verbreitete Studie. 

Dadurch erhalten die dargestellten Bewertungen eine besondere Autorität. 

Was als „wissenschaftliche Meinungsforschung“ mit öffentlicher Finanzierung und staatlicher 
Präsentation erscheint, besitzt ein erhebliches Potenzial, gesellschaftliche Vorurteile zu 
legitimieren und dauerhaft zu verfestigen. 

VIII.10 Gesamtgesellschaftliche Relevanz 

Der vorliegende Antrag betrifft daher nicht nur die Interessen einer einzelnen Organisation. 

Er berührt die grundsätzliche Frage, ob in einem demokratischen Rechtsstaat öffentlich 
finanzierte Meinungsforschungsstudien geeignet sein dürfen, eine geschützte 
Religionsgemeinschaft pauschal als gesellschaftliches Problem erscheinen zu lassen. 
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Er betrifft damit zentrale Prinzipien der österreichischen Verfassungsordnung, des 
Gleichbehandlungsrechts, der Religionsfreiheit und der staatlichen Neutralität. 

IX. Vorgeschichte und bisherige Schritte 

IX.1 Öffentliche Kritik der TKG seit dem 18. Dezember 2025 

Unmittelbar nach der Veröffentlichung des Integrationsbarometers 02/2025 am 18. Dezember 
2025 hat die Antragstellerin öffentlich auf die aus ihrer Sicht erheblichen methodischen, 
wissenschaftsethischen und gleichbehandlungsrechtlichen Probleme der Studie hingewiesen. 

Die TKG dokumentierte von Beginn an, dass das Integrationsbarometer 02/2025 nicht bloß 
einzelne missverständliche Formulierungen enthält, sondern eine konsistente methodische 
Konstruktion aufweist, die geeignet ist, eine gesetzlich anerkannte Religionsgemeinschaft 
pauschal als gesellschaftliches Problemfeld erscheinen zu lassen. 

Seit diesem Zeitpunkt veröffentlichte die Antragstellerin zahlreiche Stellungnahmen, 
Analysen und Dokumentationen, um auf die möglichen Auswirkungen der Studie auf das 
gesellschaftliche Zusammenleben in Österreich aufmerksam zu machen. 

IX.2 Beschwerde an den VdMI vom 07. Januar 2026 

Am 7. Januar 2026 brachte die Antragstellerin eine formelle berufsständische Beschwerde 
beim Verband der Markt- und Meinungsforschungsinstitute Österreichs (VdMI) ein. 

Die Beschwerde richtete sich gegen die Dr. Peter Hajek Public Opinion Strategies GmbH und 
stützte sich auf zahlreiche methodische und berufsethische Einwände sowie auf den 
ICC/ESOMAR International Code. 

Die Antragstellerin machte geltend, dass die Studie nicht den Anforderungen an Transparenz, 
wissenschaftliche Nachvollziehbarkeit, methodische Neutralität und Schutz vor 
diskriminierenden Wirkungen entspreche. 

IX.3 Stellungnahme des VdMI vom 08. April 2026 

Nach mehr als drei Monaten übermittelte der VdMI am 8. April 2026 eine fünfseitige 
Stellungnahme. 

In dieser Stellungnahme wurde einerseits erklärt, dass kein berufsständischer Verstoß 
festgestellt werde. 

Andererseits hielt der VdMI ausdrücklich fest, dass aus Sicht des Art. 9 ICC/ESOMAR-
Kodex der vollständige Fragebogen fehle, um die Validität der veröffentlichten Ergebnisse 
überprüfen zu können. 

Damit räumte der VdMI selbst ein, dass ein zentrales Dokument zur methodischen 
Überprüfbarkeit nicht öffentlich zugänglich war. 

Nach Auffassung der Antragstellerin begründet dieser Umstand einen erheblichen inneren 
Widerspruch der berufsständischen Beurteilung. 
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IX.4 Stellungnahme des VMÖ vom 15. April 2026 

Der Verband der Marktforschung Österreich (VMÖ) bestätigte in weiterer Folge, dass er die 
Stellungnahme des VdMI inhaltlich vollumfänglich teile. 

Besondere Bedeutung kommt dabei dem Umstand zu, dass einzelne Funktionsträger in beiden 
Organisationen tätig waren. 

Nach Auffassung der Antragstellerin wirft dies zusätzliche Fragen hinsichtlich institutioneller 
Unabhängigkeit und Transparenz auf. 

IX.5 Beschwerde an ESOMAR in Amsterdam 

Da die nationale berufsständische Selbstkontrolle nach Auffassung der Antragstellerin keine 
hinreichende unabhängige Prüfung gewährleistete, übermittelte die TKG ihre vollständige 
Dokumentation an das Professional Standards Committee von ESOMAR in Amsterdam. 

Die Beschwerde wurde in deutscher und englischer Sprache eingebracht. 

Damit wurde die Angelegenheit der maßgeblichen internationalen Fachorganisation für 
Markt- und Meinungsforschung zur Prüfung vorgelegt. 

IX.6 Öffentlicher Einspruch gegen die Entlastungen von VdMI und VMÖ 

Die Antragstellerin veröffentlichte einen offenen Brief an die Vorstände von VdMI und VMÖ 
und dokumentierte darin zahlreiche Widersprüche in den abgegebenen Stellungnahmen. 

Im Mittelpunkt stand die Frage, ob berufsethische Standards, auf die öffentlich verwiesen 
wird, im konkreten Beschwerdefall tatsächlich angewendet wurden. 

IX.7 Entfernung der ursprünglichen Studie und Veröffentlichung einer geänderten 
Fassung 

Am 23. April 2026 wurde die ursprüngliche Fassung des Integrationsbarometers 02/2025 von 
der Website des Österreichischen Integrationsfonds entfernt. 

Am 26. April 2026 erschien eine in wesentlichen Punkten geänderte Fassung mit erweitertem 
Umfang und nachträglich eingefügtem vollständigem Fragebogen. 

Diese Änderungen erfolgten ohne Revisionsvermerk, ohne Änderungsübersicht und ohne 
öffentliche Erläuterung. 

Nach Auffassung der Antragstellerin bestätigt dieser Vorgang die Notwendigkeit einer 
unabhängigen rechtlichen Prüfung. 
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IX.8 Beschwerde an die Gleichbehandlungsanwaltschaft 

Am 6. Mai 2026 brachte die Antragstellerin eine ausführliche Beschwerde bei der 
Gleichbehandlungsanwaltschaft ein. 

Gegenstand dieser Eingabe war die Frage, ob das Integrationsbarometer 02/2025 geeignet ist, 
Personen muslimischen Glaubens sowie Menschen mit Migrationshintergrund mittelbar zu 
diskriminieren. 

IX.9 Stellungnahme der Gleichbehandlungsanwaltschaft 

Die Gleichbehandlungsanwaltschaft hielt ausdrücklich fest, dass die Bestimmungen des 
Gleichbehandlungsgesetzes zu Förderungsmaßnahmen (§§ 14, 28 und 40 GlBG) im 
vorliegenden Fall beachtlich sein könnten. 

Weiters führte sie aus, dass die Feststellung darüber der Gleichbehandlungskommission oder 
ordentlichen Gerichten obliegen würde. 

Zudem wurde ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Antragstellerin zur abschließenden 
Klärung einen Antrag bei der Gleichbehandlungskommission einbringen könne. 

IX.10 Einbringung des vorliegenden Antrags 

Die Antragstellerin folgt dieser ausdrücklichen rechtlichen Empfehlung und legt der 
Gleichbehandlungskommission den vorliegenden Antrag samt umfassender 
Sachverhaltsdarstellung, rechtlicher Würdigung und umfangreicher Beilagen zur förmlichen 
Prüfung vor. 

X. Anträge 

Die Antragstellerin stellt daher folgende Anträge an die Gleichbehandlungskommission: 

1. Es möge festgestellt werden, ob das Integrationsbarometer 02/2025 des 
Österreichischen Integrationsfonds (ÖIF) geeignet ist, Personen muslimischen 
Glaubens sowie Menschen mit Migrationshintergrund aufgrund ihrer Religion und 
ihrer ethnischen Zugehörigkeit mittelbar zu diskriminieren. 

2. Es möge festgestellt werden, ob die methodische Konstruktion des 
Integrationsbarometers 02/2025, insbesondere die Erhebung und Darstellung der 
Kategorie „Muslime“ auf derselben Bewertungsskala wie migrations- und 
aufenthaltsrechtliche Kategorien wie „Flüchtlinge“ und „Zuwanderer“, geeignet ist, 
eine mittelbare Diskriminierung nach dem Gleichbehandlungsgesetz zu bewirken. 

3. Es möge geprüft werden, ob die Verwendung öffentlicher Mittel für das 
Integrationsbarometer 02/2025 mit den Bestimmungen des 
Gleichbehandlungsgesetzes zu Förderungsmaßnahmen gemäß §§ 14, 28 und 40 GlBG 
vereinbar war. 

4. Es möge geprüft werden, ob der Österreichische Integrationsfonds als öffentlich-
rechtliche und gegenüber der zuständigen Bundesministerin weisungsgebundene 
Institution bei der Finanzierung, Veröffentlichung, Präsentation und politischen 
Verwertung des Integrationsbarometers 02/2025 die Verpflichtungen des 
Gleichbehandlungsgesetzes eingehalten hat. 
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5. Es möge geprüft werden, ob die Entfernung der ursprünglichen Studienfassung am 
23.04.2026 und die Veröffentlichung einer geänderten Fassung am 26.04.2026 ohne 
Kennzeichnung als überarbeitete Version und ohne öffentliche Erläuterung der 
vorgenommenen Änderungen mit den Anforderungen an Transparenz, 
wissenschaftliche Sorgfalt und Nichtdiskriminierung vereinbar sind. 

6. Es möge festgestellt werden, ob die staatliche Präsentation und politische Verwertung 
der Ergebnisse des Integrationsbarometers 02/2025 geeignet waren, eine allfällige 
stigmatisierende Wirkung der Studie gegenüber gesetzlich geschützten Gruppen 
zusätzlich zu verstärken. 

7. Es mögen gegebenenfalls Empfehlungen ausgesprochen werden, welche Maßnahmen 
künftig sicherstellen sollen, dass mit öffentlichen Mitteln finanzierte 
Meinungsforschungsstudien die Anforderungen des Gleichbehandlungsgesetzes, der 
wissenschaftlichen Transparenz und der staatlichen Neutralität gegenüber gesetzlich 
geschützten Gruppen uneingeschränkt beachten. 

8. Es möge geprüft werden, ob die im vorliegenden Verfahren aufgezeigten Umstände 
Anlass geben, die zuständigen Stellen des Bundes darauf hinzuweisen, dass bei der 
Vergabe öffentlicher Mittel und bei der Beauftragung wissenschaftlicher Studien die 
Einhaltung des Gleichbehandlungsgesetzes, internationaler Menschenrechtsstandards 
sowie anerkannter wissenschaftlicher Qualitäts- und Transparenzstandards 
sicherzustellen ist. 

XI. Schlussfolgerung 

Der vorliegende Antrag ist das Ergebnis eines mehr als fünf Monate währenden, vollständig 
dokumentierten Prozesses: öffentliche Kritik, berufsständische Beschwerden, internationale 
Beschwerdeverfahren, eine schriftliche Stellungnahme der Gleichbehandlungsanwaltschaft 
und schließlich eine Zivilklage der Antragsgegnerin gegen die Antragstellerin anstelle einer 
inhaltlichen Auseinandersetzung mit den vorgebrachten methodischen und rechtlichen 
Einwänden. 

Was verbleibt, ist eine klare Rechtsfrage: Hat der Österreichische Integrationsfonds (ÖIF) mit 
der Finanzierung, Veröffentlichung, staatlichen Präsentation und politischen Verwertung des 
Integrationsbarometers 02/2025 die Bestimmungen des Gleichbehandlungsgesetzes 
eingehalten? 

Die Antragstellerin beantwortet diese Frage nach umfassender Prüfung mit einem 
begründeten Nein und legt der Gleichbehandlungskommission hierzu eine vollständige 
Dokumentation vor. 

Das Integrationsbarometer 02/2025 weist nach Auffassung der Antragstellerin keine bloßen 
methodischen Unschärfen auf, sondern eine konsistente methodische Konstruktion, die 
geeignet ist, Personen muslimischen Glaubens sowie Menschen mit Migrationshintergrund 
aufgrund ihrer Religion und ihrer ethnischen Zugehörigkeit mittelbar zu diskriminieren. Die 
Erhebung und Darstellung der Kategorie „Muslime" auf derselben Bewertungsskala wie 
migrations- und aufenthaltsrechtliche Kategorien wie „Flüchtlinge" und „Zuwanderer" ist 
keine neutrale technische Entscheidung, sondern eine strukturelle Festlegung mit rechtlich 
relevanten Folgen. 

Religion ist kein Aufenthaltsstatus. Sie ist ein durch Art. 9 EMRK, Art. 10 GRC und Art. 7 B-
VG geschütztes Grundrecht. Wird religiöse Zugehörigkeit in einer staatlich finanzierten 
Studie systematisch in den Kontext migrationspolitischer Problemkategorien gestellt, entfaltet 



 57 

dies zugleich eine ethnisch diskriminierende Wirkung, weil die Kategorie „Muslime" in der 
gesellschaftlichen Realität häufig mit bestimmten ethnischen Gruppen verknüpft wird. Diese 
doppelte Diskriminierungsdimension ist im Lichte der §§ 19 und 33 GlBG sowie international 
anerkannter menschenrechtlicher Standards zu prüfen. 

Die Gleichbehandlungsanwaltschaft hat ausdrücklich festgehalten, dass „die Bestimmungen 
des Gleichbehandlungsgesetzes zu Förderungsmaßnahmen (§§ 14, 28 und 40 GlBG) 
beachtlich sein könnten" und eine abschließende Klärung durch die 
Gleichbehandlungskommission oder durch ordentliche Gerichte erfolgen könne. Die 
Antragstellerin folgt mit dem vorliegenden Antrag dieser ausdrücklichen Empfehlung. 

Die §§ 14, 28 und 40 GlBG sind geltendes Recht. Sie verpflichten den Bund, öffentliche 
Mittel nur solchen natürlichen oder juristischen Personen beziehungsweise Institutionen zu 
gewähren, die die Bestimmungen des Gleichbehandlungsgesetzes beachten. Diese gesetzliche 
Verpflichtung gilt auch für den Österreichischen Integrationsfonds als öffentlich-rechtliche, 
weisungsgebundene und aus Steuermitteln finanzierte Institution. 

Die Antragstellerin ersucht die Gleichbehandlungskommission daher um eine förmliche 
Prüfung und um eine klare rechtliche Feststellung, ob das Integrationsbarometer 02/2025 eine 
mittelbare Diskriminierung nach dem Gleichbehandlungsgesetz — insbesondere im Sinne der 
§§ 19 und 33 GlBG — bewirkt, ob die Verwendung öffentlicher Mittel mit §§ 14, 28 und 40 
GlBG vereinbar war und ob der Österreichische Integrationsfonds die Verpflichtungen des 
Gleichbehandlungsgesetzes eingehalten hat. 

Eine unabhängige, rechtlich präzise und institutionell klare Antwort der 
Gleichbehandlungskommission ist nicht nur sachlich geboten, sondern angesichts der 
dokumentierten Umstände überfällig. 

XII. Abschließendes Resümee und Standpunkt der Antragstellerin 

Die Türkische Kulturgemeinde in Österreich (TKG) hält ausdrücklich fest: Dieser Antrag 
richtet sich weder gegen die Freiheit der Wissenschaft noch gegen die Meinungsforschung 
oder gegen die gesellschaftliche Auseinandersetzung mit Integrationsfragen. Er richtet sich 
gegen den Missbrauch wissenschaftlicher Autorität unter Einsatz öffentlicher Mittel und 
gegen eine methodische Konstruktion, die geeignet ist, eine gesetzlich geschützte 
Religionsgemeinschaft sowie mit ihr verbundene ethnische Gruppen pauschal zu 
problematisieren. 

Die Antragstellerin bekennt sich uneingeschränkt zur österreichischen Bundesverfassung, zur 
Europäischen Menschenrechtskonvention, zur Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union und zu den universellen Menschenrechten. Sie bekennt sich zur offenen Gesellschaft, 
zum freien Diskurs und zur wissenschaftlichen Integrität. Gerade deshalb wendet sie sich 
gegen eine Studie, die religiöse Zugehörigkeit mit migrationspolitischen Problemkategorien 
verknüpft und aus öffentlichen Mitteln finanziert wurde. 

Der vorliegende Fall wirft grundlegende Fragen auf, die in einem demokratischen Rechtsstaat 
einer klaren rechtlichen Beantwortung bedürfen: 

Darf eine staatlich finanzierte und gegenüber der zuständigen Bundesministerin 
weisungsgebundene Institution eine Religionsgemeinschaft systematisch auf derselben 
Bewertungsskala wie migrations- und aufenthaltsrechtliche Kategorien erfassen, ohne dass 
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hierfür eine sachliche Rechtfertigung, eine wissenschaftlich nachvollziehbare Definition der 
verwendeten Begriffe und ausreichende Schutzmechanismen gegen vorhersehbare 
diskriminierende Wirkungen bestehen? 

Darf Religion — ein durch Verfassung, EMRK und Unionsrecht geschütztes Grundrecht — in 
einer staatlich präsentierten und politisch verwerteten Meinungsforschungsstudie faktisch wie 
ein integrationspolitischer Risikofaktor behandelt werden? 

Darf der Bund öffentliche Mittel für Studien verwenden, deren methodische Konstruktion 
geeignet ist, gesetzlich geschützte Gruppen zu stigmatisieren und dadurch mittelbar zu 
diskriminieren? 

Darf eine öffentlich-rechtliche Institution, anstatt auf legitime zivilgesellschaftliche Kritik 
inhaltlich zu antworten, mit einer Zivilklage gegen eine gemeinnützige Organisation vorgehen 
— unter Beauftragung einer teuren Privatrechtsanwaltskanzlei, abweichend von dem in § 11 
der eigenen Satzung vorgesehenen Regelfall der Finanzprokuratur, finanziert aus 
Steuermitteln — und damit jene mit erheblichem zeitlichem, organisatorischem und 
finanziellem Aufwand belasten, die ihre gesetzlich verbürgten Kontroll- und 
Mitwirkungsrechte wahrnehmen? 

Die Antragstellerin vertraut darauf, dass die Gleichbehandlungskommission diese Fragen mit 
der gebotenen rechtlichen Präzision, institutionellen Unabhängigkeit und 
menschenrechtlichen Sensibilität beantwortet. 

Es geht um das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in staatliche Institutionen. 

Es geht um die Glaubwürdigkeit öffentlich finanzierter Wissenschaft. 

Es geht um den wirksamen Schutz von Minderheiten vor staatlich ermöglichter 
Stigmatisierung. 

Es geht um die praktische Wirksamkeit des Gleichbehandlungsrechts der Republik Österreich. 

Es geht um die Integrität des demokratischen Rechtsstaats. 

Es geht um die Res Publica — die gemeinsame Sache aller Menschen, die in dieser Republik 
in Würde, Gleichheit und Freiheit leben wollen. 

Die Gleichbehandlungskommission hat die Möglichkeit, mit ihrer Entscheidung ein klares 
Signal zu setzen, dass wissenschaftliche Autorität nicht dazu missbraucht werden darf, 
gesellschaftliche Vorurteile unter dem Deckmantel staatlich finanzierter Objektivität zu 
legitimieren, und dass die Republik Österreich ihre eigenen Gesetze auch dann konsequent 
anwendet, wenn dies institutionell unbequem ist. 

Türkische Kulturgemeinde in Österreich (TKG – Think Tank) 
 Wien, am 18. Mai 2026 
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XIII. URL-Verweis,  Beilagen- und  Quellenverzeichnis 

Beilagen 

Beilage ./1 
Antwort der Gleichbehandlungsanwaltschaft vom 15. Mai 2026 betreffend die Anregung der 
Türkischen Kulturgemeinde in Österreich zum Integrationsbarometer 02/2025 des 
Österreichischen Integrationsfonds 
 
Beilage ./2 
Integrationsbarometer 02/2025 des Österreichischen Integrationsfonds (ursprüngliche 
Fassung, 18 Dezember 2025 bis 23 April 2026, 40 Seiten) 

Beilage ./3 
Integrationsbarometer 02/2025 des Österreichischen Integrationsfonds (geänderte Fassung ab 
26.04.2026, 48 Seiten) 

Beilage ./4 
Dokumentation der Änderungen zwischen der ursprünglichen Fassung des 
Integrationsbarometers 02/2025 (40 Seiten; veröffentlicht im Dezember 2025, bis 23. April 
2026 abrufbar) und der geänderten Fassung (48 Seiten; veröffentlicht ab 26. April 2026) 
einschließlich Gegenüberstellung der inhaltlichen und methodischen Änderungen sowie 
ergänzender Erläuterungen der Türkischen Kulturgemeinde in Österreich (TKG) 
https://www.turkischegemeinde.at/tkg-fordert-aufklaerung-ueber-nicht-gekennzeichnete-
aenderungen-im-integrationsbarometer-02-2025/ 

Beilage ./5 
Beschwerde der TKG an den Verband der Markt- und Meinungsforschungsinstitute 
Österreichs (VdMI) vom 07.01.2026 
https://www.turkischegemeinde.at/tkg-erhebt-formelle-beschwerde-zum-
integrationsbarometer-2025-fragen-zur-staatlichen-neutralitaet-und-wissenschaftlichen-
sorgfalt/ 

Beilage ./6 
Stellungnahme des VdMI vom 08.04.2026. Stellungnahme des Verbandes der 
Marktforschung Österreichs (VMÖ) vom 15.04.2026 
 
Offener Brief der TKG an VdMI und VMÖ 
 
https://www.turkischegemeinde.at/wp-content/uploads/ANVdMI.VMOeOFFENER-
BRIEFTKG.pdf 
 

Beilage ./ 7 
Beschwerde der TKG an die Gleichbehandlungsanwaltschaft vom 06.05.2026 

Beilage ./8 ( Beilage1- Ident) 
Stellungnahme der Gleichbehandlungsanwaltschaft 

Beilage ./9 
Dokumentation der politischen Präsentation und Verwertung der Studie 

https://www.turkischegemeinde.at/tkg-fordert-aufklaerung-ueber-nicht-gekennzeichnete-aenderungen-im-integrationsbarometer-02-2025/
https://www.turkischegemeinde.at/tkg-fordert-aufklaerung-ueber-nicht-gekennzeichnete-aenderungen-im-integrationsbarometer-02-2025/
https://www.turkischegemeinde.at/tkg-erhebt-formelle-beschwerde-zum-integrationsbarometer-2025-fragen-zur-staatlichen-neutralitaet-und-wissenschaftlichen-sorgfalt/
https://www.turkischegemeinde.at/tkg-erhebt-formelle-beschwerde-zum-integrationsbarometer-2025-fragen-zur-staatlichen-neutralitaet-und-wissenschaftlichen-sorgfalt/
https://www.turkischegemeinde.at/tkg-erhebt-formelle-beschwerde-zum-integrationsbarometer-2025-fragen-zur-staatlichen-neutralitaet-und-wissenschaftlichen-sorgfalt/
https://www.turkischegemeinde.at/wp-content/uploads/ANVdMI.VMOeOFFENER-BRIEFTKG.pdf
https://www.turkischegemeinde.at/wp-content/uploads/ANVdMI.VMOeOFFENER-BRIEFTKG.pdf
https://www.turkischegemeinde.at/wp-content/uploads/Beschwerde06.05.2026-mit-Sachverhaltsdarstellung.pdf
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1. Offizielle Präsentation im Bundeskanzleramt — 18. Dezember 2025 
Integrationsministerin Claudia Plakolm präsentierte das Integrationsbarometer 02/2025 
gemeinsam mit Dr. Peter Hajek im Bundeskanzleramt und verknüpfte die Ergebnisse 
unmittelbar mit integrationspolitischen Ankündigungen.  

https://www.bundeskanzleramt.gv.at/bundeskanzleramt/nachrichten-der-
bundesregierung/2025/12/integrationsministerin-plakolm-integration-ist-kein-angebot-
sondern-eine-pflicht.html 
 
ÖVP Instagram-Posting (Originalbeitrag, 18 Dezember 2025): 
https://www.instagram.com/p/DSZ2UV0DLBu/ 
 
TKG Kritik am 18 Dezember 2025 als erste NGO 
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20251218_OTS0086/tkg-stellungnahme-zum-
integrationsbarometer-und-zur-einhaltung-des-283-stgb 

2. Parteipolitische Verwertung — ÖVP Instagram-Posting, Dezember 2025 Ein ÖVP-
Posting, das die Ergebnisse des Integrationsbarometers zuspitzend auf „Muslime" bezog, löste 
breite Kritik aus.  

https://www.turkischegemeinde.at/integrationsbarometer-2025-oeif-ersetzt-antworten-auf-
grundrechtskritik-durch-eine-35-000-euro-streitwert-anwaltliche-drohkulisse-statt-durch-
transparenz/ 

3. TKG-Dokumentation der politischen Verwertung (APA-OTS, 18.12.2025) 
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20251218_OTS0086/tkg-stellungnahme-zum-
integrationsbarometer-und-zur-einhaltung-des-283-stgb 

Ergänzung: ÖVP Instagram-Posting 

Auf dem offiziellen Instagram-Account der Volkspartei ÖVP erschien kurz nach der 
Präsentation des Integrationsbarometers 02/2025 ein Sujet mit der Aufschrift: „Wusstest du, 
dass zwei Drittel das Zusammenleben mit Muslimen als schwierig empfinden?" Das Posting 
verlinkten auf die Kampagnenwebsite null-toleranz.at.  

Medienberichte mit Screenshot-Dokumentation: 

ORF.at, 22.12.2025 — Karner verteidigt umstrittenes ÖVP-Posting: 
https://orf.at/stories/3415115/ 

Nachrichten.at, 22.12.2025: https://www.nachrichten.at/politik/innenpolitik/oevp-verteidigt-
umstrittenes-posting-zu-zusammenleben-mit-muslimen;art385,4120601 

NZZ, 24.12.2025 — Koalitionsstreit wegen ÖVP-Posting: 
https://www.nzz.ch/international/oesterreichs-regierungskoalition-streitet-wegen-oevp-
postings-zu-muslimen-ld.1917843 

Kampagnenwebsite null-toleranz.at (direkt verlinkt im Posting): https://www.null-
toleranz.at/ 

 

https://www.bundeskanzleramt.gv.at/bundeskanzleramt/nachrichten-der-bundesregierung/2025/12/integrationsministerin-plakolm-integration-ist-kein-angebot-sondern-eine-pflicht.html
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/bundeskanzleramt/nachrichten-der-bundesregierung/2025/12/integrationsministerin-plakolm-integration-ist-kein-angebot-sondern-eine-pflicht.html
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/bundeskanzleramt/nachrichten-der-bundesregierung/2025/12/integrationsministerin-plakolm-integration-ist-kein-angebot-sondern-eine-pflicht.html
https://www.instagram.com/p/DSZ2UV0DLBu/
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20251218_OTS0086/tkg-stellungnahme-zum-integrationsbarometer-und-zur-einhaltung-des-283-stgb
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20251218_OTS0086/tkg-stellungnahme-zum-integrationsbarometer-und-zur-einhaltung-des-283-stgb
https://www.turkischegemeinde.at/integrationsbarometer-2025-oeif-ersetzt-antworten-auf-grundrechtskritik-durch-eine-35-000-euro-streitwert-anwaltliche-drohkulisse-statt-durch-transparenz/
https://www.turkischegemeinde.at/integrationsbarometer-2025-oeif-ersetzt-antworten-auf-grundrechtskritik-durch-eine-35-000-euro-streitwert-anwaltliche-drohkulisse-statt-durch-transparenz/
https://www.turkischegemeinde.at/integrationsbarometer-2025-oeif-ersetzt-antworten-auf-grundrechtskritik-durch-eine-35-000-euro-streitwert-anwaltliche-drohkulisse-statt-durch-transparenz/
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20251218_OTS0086/tkg-stellungnahme-zum-integrationsbarometer-und-zur-einhaltung-des-283-stgb
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20251218_OTS0086/tkg-stellungnahme-zum-integrationsbarometer-und-zur-einhaltung-des-283-stgb
https://orf.at/stories/3415115/
https://www.nachrichten.at/politik/innenpolitik/oevp-verteidigt-umstrittenes-posting-zu-zusammenleben-mit-muslimen;art385,4120601
https://www.nachrichten.at/politik/innenpolitik/oevp-verteidigt-umstrittenes-posting-zu-zusammenleben-mit-muslimen;art385,4120601
https://www.nzz.ch/international/oesterreichs-regierungskoalition-streitet-wegen-oevp-postings-zu-muslimen-ld.1917843
https://www.nzz.ch/international/oesterreichs-regierungskoalition-streitet-wegen-oevp-postings-zu-muslimen-ld.1917843
https://www.null-toleranz.at/
https://www.null-toleranz.at/
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Beilage ./10 
Dokumentation der Entfernung der ursprünglichen Studienfassung am 23.04.2026 (404-
Meldung) und Veröffentlichung der geänderten Fassung am 26.04.2026 
https://www.turkischegemeinde.at/tkg-fordert-aufklaerung-ueber-nicht-gekennzeichnete-
aenderungen-im-integrationsbarometer-02-2025/ 

Beilage ./11 
Hinweis auf das anhängige Zivilverfahren des Österreichischen Integrationsfonds gegen die 
Türkische Kulturgemeinde in Österreich (Handelsgericht Wien, GZ 41 Cg 22/26g), das nach 
Auffassung der Türkischen Kulturgemeinde in Österreich Merkmale einer SLAPP-Klage 
(Strategic Lawsuit Against Public Participation) aufweist. 

Beilage ./12 
ÖIF-Satzung 

Beilage ./13 
Bundes Public Corporate Governance Kodex (B-PCGK) 
Offizielle PDF-Version (Bundeskanzleramt, direkter Download): 
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/dam/jcr:2ac9ab19-f181-49f2-a75e-2946de9fb379/B-
PCGK_Endfassung_2017.pdf 

Informationsseite des Bundeskanzleramts: 
https://www.oesterreich.gv.at/de/themen/egovernment_moderne_verwaltung/Seite.800600.ht
ml 

Beilage ./14 
Auszug aus dem Integrationsgesetz (§ 25 Abs. 2 IntG) 
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=
20009891&Paragraf=25 

Beilage ./15 
Auszug aus dem Gleichbehandlungsgesetz (GlBG) (§§ 14, 19, 28, 33 und 40 GlBG) 
 

Gesamtgesetz (GlBG, tagesaktuelle Fassung): 
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=
20003395 

Einzelne Paragraphen direkt: 

§ 14 GlBG — Förderungsmaßnahmen (Teil I): 
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=
20003395&Paragraf=14 

§ 19 GlBG — Begriffsbestimmungen (Teil II): 
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=
20003395&Paragraf=19 

§ 28 GlBG — Förderungsmaßnahmen (Teil II): 
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=
20003395&Paragraf=28 

https://www.turkischegemeinde.at/tkg-fordert-aufklaerung-ueber-nicht-gekennzeichnete-aenderungen-im-integrationsbarometer-02-2025/
https://www.turkischegemeinde.at/tkg-fordert-aufklaerung-ueber-nicht-gekennzeichnete-aenderungen-im-integrationsbarometer-02-2025/
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/dam/jcr:2ac9ab19-f181-49f2-a75e-2946de9fb379/B-PCGK_Endfassung_2017.pdf
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/dam/jcr:2ac9ab19-f181-49f2-a75e-2946de9fb379/B-PCGK_Endfassung_2017.pdf
https://www.oesterreich.gv.at/de/themen/egovernment_moderne_verwaltung/Seite.800600.html
https://www.oesterreich.gv.at/de/themen/egovernment_moderne_verwaltung/Seite.800600.html
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20009891&Paragraf=25
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https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003395&Paragraf=28
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§ 33 GlBG — Begriffsbestimmungen (Teil III): 
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=
20003395&Paragraf=33 

§ 40 GlBG — Förderungsmaßnahmen (Teil III): 
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=
20003395&Paragraf=40 

 

Beilage ./16 
ICC/ESOMAR International Code on Market, Opinion and Social Research and Data 
Analytics (2025) 
 
Offizielle ESOMAR-Seite (Standards Portal): https://standards.esomar.org/about 

Direktlink zur PDF-Version 2025 (ESOMAR Standards): 
https://standards.esomar.org/assets/documents/icc-esomar-code-2025.pdf 

ICC-Seite (International Chamber of Commerce): https://iccwbo.org/news-
publications/business-solutions/iccesomar-international-code-market-opinion-social-research-
data-analytics/ 

Beilage ./19 ORF-Bericht vom 15.07.2020 zur Gründung der Dokumentationsstelle 
Politischer Islam und zur fehlenden wissenschaftlichen Definition des Begriffs „Politischer 
Islam" https://orf.at/stories/3173674/ 
 
 
https://religion.orf.at/stories/3203007/ 

 

 

 

Weitere Anlagen und Quellenbelege bleiben vorbehalten. 

URL-Verweise und Quellen 

Österreichischer Integrationsfonds (ÖIF) 
https://www.integrationsfonds.at/ 

Integrationsbarometer 02/2025 – aktuelle Fassung (48 Seiten) 
https://www.integrationsfonds.at/fileadmin/content/AT/monitor/Integrationsfonds_Integration
sbarometer_2025-02.pdf 

Integrationsbarometer 02/2025 – ursprüngliche URL der ersten Fassung (404) 
https://www.integrationsfonds.at/fileadmin/content/AT/Produkte/%C3%96IF_Integrationsbar
ometer_2025-02.pdf 

https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003395&Paragraf=33
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003395&Paragraf=33
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003395&Paragraf=40
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003395&Paragraf=40
https://standards.esomar.org/about
https://standards.esomar.org/assets/documents/icc-esomar-code-2025.pdf
https://iccwbo.org/news-publications/business-solutions/iccesomar-international-code-market-opinion-social-research-data-analytics/
https://iccwbo.org/news-publications/business-solutions/iccesomar-international-code-market-opinion-social-research-data-analytics/
https://iccwbo.org/news-publications/business-solutions/iccesomar-international-code-market-opinion-social-research-data-analytics/
https://orf.at/stories/3173674/
https://religion.orf.at/stories/3203007/
https://www.integrationsfonds.at/?utm_source=chatgpt.com
https://www.integrationsfonds.at/fileadmin/content/AT/monitor/Integrationsfonds_Integrationsbarometer_2025-02.pdf
https://www.integrationsfonds.at/fileadmin/content/AT/monitor/Integrationsfonds_Integrationsbarometer_2025-02.pdf
https://www.integrationsfonds.at/fileadmin/content/AT/Produkte/%C3%96IF_Integrationsbarometer_2025-02.pdf
https://www.integrationsfonds.at/fileadmin/content/AT/Produkte/%C3%96IF_Integrationsbarometer_2025-02.pdf
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Gleichbehandlungsanwaltschaft 
https://www.gleichbehandlungsanwaltschaft.gv.at/ 

Gleichbehandlungskommission (GBK) 
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/agenda/frauen-und-
gleichstellung/gleichbehandlungskommission.html 

Verband der Markt- und Meinungsforschungsinstitute Österreichs (VdMI) 
https://www.vdmi.at/ 

Verband der Marktforschung Österreichs (VMÖ) 
https://www.vmoe.at/ 

ESOMAR Professional Standards Committee 
https://esomar.org/ 

ICC/ESOMAR International Code 2025 
https://esomar.org/code-and-guidelines/icc-esomar-international-code 

Dokumentationsstelle Politischer Islam 
https://www.dokumentationsstelle.at/ 

ORF Religion 
https://religion.orf.at/ 

Österreichische Volkspartei – Impressum 
https://www.dievolkspartei.at/Impressum 

Kampagnenplattform „Null Toleranz“ 
https://www.null-toleranz.at/ 

Bundes Public Corporate Governance Kodex (B-PCGK) 
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/dam/jcr:2ac9ab19-f181-49f2-a75e-2946de9fb379/B-
PCGK_Endfassung_2017.pdf 

Rechtsinformationssystem des Bundes (RIS) 
https://www.ris.bka.gv.at/ 

Richtlinie (EU) 2024/1069 (Anti-SLAPP-Richtlinie) 
https://eur-lex.europa.eu/eli/dir/2024/1069/oj 

Türkische Kulturgemeinde in Österreich (TKG) 
https://www.turkischegemeinde.at/ 

APA-OTS Pressemappe der TKG 
https://www.ots.at/pressemappe/1970/tuerkische-kulturgemeinde-in-oesterreich 

https://www.gleichbehandlungsanwaltschaft.gv.at/
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/agenda/frauen-und-gleichstellung/gleichbehandlungskommission.html
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/agenda/frauen-und-gleichstellung/gleichbehandlungskommission.html
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https://www.vmoe.at/
https://esomar.org/
https://esomar.org/code-and-guidelines/icc-esomar-international-code
https://www.dokumentationsstelle.at/
https://religion.orf.at/
https://www.dievolkspartei.at/Impressum
https://www.null-toleranz.at/
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/dam/jcr:2ac9ab19-f181-49f2-a75e-2946de9fb379/B-PCGK_Endfassung_2017.pdf
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/dam/jcr:2ac9ab19-f181-49f2-a75e-2946de9fb379/B-PCGK_Endfassung_2017.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/?utm_source=chatgpt.com
https://eur-lex.europa.eu/eli/dir/2024/1069/oj
https://www.turkischegemeinde.at/
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